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Lage zu meistern und das öffentliche
 Leben wieder in Gang zu bringen. Sie or-
ganisierten erste Aufräumungsarbeiten,
nahmen die Versorgung mit Lebens -
mitteln und Wasser in Angriff, stellten
die Verpflegung der Spitäler sicher und
reaktivierten den öffentlichen Verkehr.
All diese Aufgaben wurden durch den
selbstlosen Einsatz und das Improvisa -
tionstalent tausender Menschen bewäl-
tigt, unter denen wiederum die Kommu-
nistInnen am zahlreichsten waren. „Sie
zeigten, wie man eine Gemeinschaft
 leiten kann ohne Sekretärin im Vorzim-
mer, ohne den ganzen Klimbim des
Bürokratismus, ja sogar ohne die ,Quali-
fikation‘ jahrzehntelangen Hinauf -
dienens in  einem Partei- und Beamten -
apparat“, wie Anton Wörz, ein KPÖ-
 Aktivist der  ersten Stunde in Wien-Stad-
lau (22. Bezirk), Jahre später festhielt:
„Die Qualifikation dieser Leute bestand
in ihrem Willen, zu helfen, ihrem Opfer -
willen und ihrem praktischen Verstand.“3

KommunistInnen waren auch führend
bei der Instandsetzung von Betrieben,
bei der Stabilisierung der Sicherheitsver-
hältnisse und bei der Wiederherstellung
von zivilen Verwaltungsstrukturen usw.
In den niederösterreichischen Industrie-
orten Neunkirchen und Ternitz ergriffen
lokale KommunistInnen bereits in den
ersten Apriltagen – unmittelbar nach der
Befreiung durch die Rote Armee – die
Initiative, um die österreichweit ersten
Gemeindeverwaltungen zu etablieren.4

In einigen Gemeinden der Steiermark,
etwa in Leoben, ging der Wiederaufbau
einer zivilen Verwaltung direkt aus dem
Partisanenkampf hervor.5

In Wien gehörten die meisten Bezirks-
polizeileiter, teilweise bis ins Jahr 1955
hinein, der KPÖ an. In zahlreichen nie-
derösterreichischen Orten stellten ört -
liche Kommunisten eine Hilfspolizei auf
und reorganisierten die dortige Ortspoli-
zei, etwa in Amstetten, Baden, Berndorf,
Ebreichsdorf, Eggenburg, Korneuburg,
Tulln und Wilhelmsburg. In vielen Fäl-
len war es den kommunistischen Aktivi-
stInnen zu danken, dass Betriebe wieder

klärung, Unterricht und Erziehung und
Kultusangelegenheiten“ (Ernst Fischer)
wurden zwei Schlüsselressorts der Ren-
ner-Regierung von Kommunisten gelei-
tet. Johann Koplenig, der Parteivorsitzen-
de der KPÖ, war als Staatssekretär ohne
Portefeuille Mitglied des Politischen
 Kabinettsrats, des obersten Organs der
Regierung, und damit de facto Vizekanz-
ler. Die Unabhängigkeitserklärung vom
27. April 1945 trägt auch seine Unter-
schrift. An allen weiteren Ressorts war
die KPÖ mit einem Unterstaatssekretär
bzw. im Staatsamt für Volksernährung
mit Hella Postranecky als Unterstaatsse-
kretärin – der ersten Frau in einer öster-
reichischen Regierung – vertreten. Insge-
samt stellte die KPÖ zunächst neun von
34 Regierungsmitgliedern, nach der Er-
weiterung der Regierung im Herbst 1945
waren es zehn von 39. Sie alle leisteten
 einen bedeutenden Beitrag zum Wieder-
aufbau der   staatlichen Verwaltung, etwa
in den  Bereichen Schule und Bildung,
Kultur, Sicherheitswesen, Ernährung,
Verkehr, Justiz und Gesundheit.2

In den „provisorischen Landes -
ausschüssen“ – den in den einzelnen
Bundesländern gebildeten Landesregie-
rungen – war die KPÖ mit Landesräten
und in fünf Bundesländern auch mit
stellvertretenden Landeshauptmännern
vertreten, in Niederösterreich mit Otto
Mödlagl bzw. ab August mit Laurenz
Genner; im Burgenland, das im August
neu gebildet wurde, Otto Mödlagl; in der
Steiermark mit Viktor Elser; in Ober -
österreich ab Oktober mit Franz Haider;
und in  Wien amtierte Karl Steinhardt,
der erste Vorsitzende der Partei im
 November 1918, als Vizebürgermeister.

AktivistInnen der ersten Stunde

In vielen Orten und Bezirken waren
die KommunistInnen die ersten, die Ord-
nung in das allgemeine Chaos brachten.
Kommunistische AktivistInnen warteten
nicht erst auf Weisungen zentraler In-
stanzen, sondern ergriffen mit dem  Ende
der Kampfhandlungen aus eigenem An-
trieb die Initiative, um die schwierige

D
ie Kommunistische Partei Öster-
reichs betrat im April 1945 als
einzige Kraft die politische Bühne,

die nicht dazu gezwungen war, ihren
 Namen zu ändern. Die Partei hatte – trotz
zwölf Jahren in der Illegalität – ihre
Tätigkeit nie eingestellt, sondern ihren
antifaschistischen Kampf im Untergrund
und in den Ländern des Exils ohne
 Unterbrechung fortgesetzt. 1945 – das
Jahr der Befreiung Österreichs vom
Hitler faschismus – wurde zu jenem Jahr,
in dem die KPÖ über den meisten Ein-
fluss auf die innenpolitische Entwicklung
Österreichs verfügte. In der Ersten Repu-
blik stets eine kleine Partei, hatte sich die
im Mai 1933 verbotene KPÖ nach den
Februarkämpfen des Jahres 1934 zu einer
maßgebenden Kraft innerhalb der öster-
reichischen ArbeiterInnenbewegung ent-
wickelt. In den Jahren der NS-Diktatur
war sie der Hauptfaktor des antifaschis -
tischen Widerstands. Von 1945 bis 1947
war die KPÖ Regierungspartei und in
 Betrieben und Gemeinden breit verankert.

Verantwortungsbewusste
„Staatspartei“

Die KPÖ verstand sich im Jahr der
 Befreiung als demokratische Wieder -
aufbaupartei. Bereits im Exil hatte sie
 ihre Konzeptionen über ein „neues
Österreich“ aus der Sicht einer künftig
konstruktiv mitgestaltenden, verantwor-
tungsbewussten „Staatspartei“ ent-
wickelt.1 Im April 1945 gelang es ihr
auch tatsächlich, im Rahmen von
Parteien verhandlungen ihre Ausrichtung
auf eine breite demokratische
Zusammen arbeit zu verwirklichen: Nicht
zuletzt aufgrund der Schlüsselstellung
der  sowjetischen Befreierarmee bei der
Konstituierung der Provisorischen
 Regierung unter Staatskanzler Karl Ren-
ner war die KPÖ an der ersten Nach-
kriegsregierung als gleichberechtigte
Partnerin der Sozialistischen Partei
Österreichs (SPÖ) und der Österreichi-
schen Volkspartei (ÖVP) beteiligt.

Mit dem Staatsamt für Inneres (Franz
Honner) und jenem für „Volksauf-

Die KPÖ im Jahr der Befreiung
Manfred Mugrauer
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instandgesetzt wurden bzw. die Arbeit
fortgesetzt werden konnte. In Wien-
 Stadlau konnten 24 Groß- und Klein -
betriebe, darunter etwa Waagner-Biró,
Brückenbau, AEG-Union und Wolfrum,
durch die Initiative von Kommunisten
die Arbeit wieder aufnehmen.6 In Ternitz
verhinderten kommunistische und sozia-
listische Arbeiter Ende März 1945 die
geplante Zerstörung des Stahlwerks.7

Nicht zuletzt angesichts der lokalen
 Initiative kommunistischer Parteiorgani-
sationen standen auch die provisorischen
Gemeindeausschüsse, die in der sowjeti-
schen Besatzungszone (Niederösterreich,
Burgenland) auf Basis von örtlichen Par-
teienvereinbarungen gebildet wurden, im
Zeichen der Dreiparteieneinheit. In mehr
als 100 niederösterreichischen und bur-
genländischen Industrie- und Land -
gemeinden wurden Kommunisten als
provisorische Bürgermeister eingesetzt,
u.a. in der späteren niederösterreichi-
schen Landeshauptstadt St. Pölten oder
in Neunkirchen, Ternitz und Waidhofen
an der Ybbs. In mehreren Wiener Bezir-
ken waren Angehörige der KPÖ als so
genannte „Bezirksbürgermeister“ tätig.
Kommunistische Bürgermeister gab es
aber auch in den von den westlichen
 Alliierten besetzten Bundesländern, etwa
in Hallein (Salzburg). Insgesamt amtier-
ten im Jahr 1945 in Österreich mindestens
167 kommunistische Bürgermeister.8

Organisatorisches Wachstum

In der Ersten Republik war die KPÖ
eine kleine Partei mit überschaubaren
Organisationseinheiten. Vor ihrem Ver-
bot im Mai 1933 gehörten der KPÖ nicht
mehr als 4.000 Mitglieder an. Erst nach
dem Februar 1934 wurde die Partei in-
folge des Übertritts von mehr als 12.000
ehemaligen SozialdemokratInnen zu
 einer relevanten politischen Kraft. Im
April 1945 trat die KPÖ mit etwa 25.000
Mitgliedern aus der Illegalität heraus. Im

die stellvertretenden Vorsitzenden Kom-
munisten. Im ÖGB behauptete sich die
KPÖ als zweitstärkste Fraktion hinter
der Sozialdemokratie. Überparteiliche
Jugend- und Frauenorganisationen schei-
terten hingegen am Widerstand des Par-
teivorstands der SPÖ. Angesichts dessen
entwickelten sich die Freie Österreichi-
sche Jugend (FÖJ) oder der Bund demo-
kratischer Frauen (BDF) de facto zu
KPÖ-Vorfeldorganisationen.

Stark verankert war die Partei in den
großen Industriebetrieben, vor allem in
Wien, Niederösterreich und der Steier-
mark. Bei den Betriebsratswahlen konnte
sie große Erfolge erzielen, beispiels -
weise erreichte sie im September 1945
die Mehrheit bei der Alpine Montan in
 Donawitz (Steiermark), dem größten
 Betrieb Österreichs. Im Herbst wurde in
weiteren obersteirischen Großbetrieben
(Seegraben, Fohnsdorf usw.), in vielen
Wiener und niederösterreichischen
  Betrieben, sowie in den Bezirken Hallein
(Salzburg) und Villach (Kärnten) kom-
munistische Mehrheiten errungen.12 In
der Großindustrie lag der kommunis -
tische Stimmenanteil bis 1955 konstant
bei einem Drittel, womit ihr Einfluss in
der IndustriearbeiterInnenschaft und im
gewerkschaftlichen Bereich weit über ihr
Stimmengewicht bei allgemeinen Wahl-
en hinausging.

Kultur und Sport

Über die ArbeiterInnenschaft hinaus
übte die Partei auch auf eine große Zahl
von Intellektuellen eine Ausstrahlungs-
kraft aus, auch auf solche, die bisher den
Organisationen der ArbeiterInnenbewe-
gung ferngestanden waren. Gerade im
kulturellen Bereich bot die KPÖ – im
Verhältnis zu ihrer Größe – vielen bedeu-
tenden Persönlichkeiten ein Wirkungs-
feld. Am 28. Oktober 1945 fand im Wie-
ner Musikverein die österreichische Erst -
aufführung der 7. Symphonie von Dmitrij
Schosta kowitsch – der „Lenin grader“ –
in einem von der Wiener Stadtleitung der
KPÖ veranstalteten Konzert der Wiener
Symphoniker unter Josef Krips statt.

Einen Aufschwung nahm auch die
 Medienpolitik der Partei. Das seit
 August 1945 herausgegebene Zentral -
organ Österreichische Volksstimme
 erreichte eine tägliche Auflagenzahl von
über 100.000 Exemplaren. Darüber hin-
aus erschienen in den einzelnen Bundes-
ländern kommunistische Tageszeitungen
und verschiedene weitere Presseerzeug-
nisse, wie etwa das Theorieorgan Weg
und Ziel und die Kulturzeitschrift Öster-
reichisches Tagebuch, die in der unmit-

Verlauf des Jahres
1945 entwickelte sie
sich zu einer Massen-
partei mit über
103.000 Mitgliedern,
davon 63.000 in Wien.
Bis 1947 stieg die
Mitgliederzahl auf
155.000 an.9

Die KPÖ begann
sich im April 1945
noch während der
Kampfhandlungen als
legale Partei zu for-
mieren. Der Partei-
aufbau trug in den

 ersten Wochen einen nur provisorischen
Charakter, traten doch kommunistische
Parteiorganisationen nach der Befreiung
überall spontan in Aktion, ohne auf
 Weisungen von oben zu warten. Eine der
größten Herausforderungen bestand im
Jahresverlauf darin, einen einheitlichen
Organisationsaufbau zu gewährleisten,
der ab Mitte Juni 1945 in Angriff
 genommen wurde. Zu diesem Zeitpunkt
wurden von der Parteiführung die ersten
verbind lichen organisationspolitischen
Richt linien erarbeitet.10 Der Parteiaufbau
vollzog sich fortan in Sektionen,
Betriebs organisationen bzw. Ortsorgani-
sationen, die von Bezirksleitungen ange-
leitet wurden.

Bis 1946 wuchs die KPÖ auf knapp
2.400 Grundorganisationen an: Die neun
Landesorganisationen gliederten sich zu
diesem Zeitpunkt in 112 Bezirksorgani-
sationen, die wiederum 1.561 Ortsorgani-
sationen und Sektionen und 806 Betriebs-
zellen umfassten. Die 1.561 Grundein -
heiten in den Wohngebieten gliederten
sich in 957 Ortsorganisationen außerhalb
 Wiens (darunter 346 in Niederösterreich)
und 604 Sektionen in insgesamt 84 Stadt-
organisationen (darunter 299 in Wien).11

Am schwächsten war die Verankerung
der Partei in den westlichen Bundes -
ländern Salzburg, Tirol und Vorarlberg.

Gewerkschaften und Betriebe

Über die Regierung und die öffentliche
Verwaltung hinaus erstreckte sich der
Einfluss der Partei auf die Gewerkschaf-
ten und Betriebe sowie auf wesentliche
Bereiche von Kultur und Sport. Im April
1945 wurde der ÖGB als einheitlicher
Gewerkschaftsbund gegründet, der
Kommunist Gottlieb Fiala, der bereits in
der Ersten Republik dem Parteivorstand
angehörte, wurde erster Vizepräsident.
Auch in den Vorständen der 16 Einzel-
gewerkschaften war die Partei entspre-
chend repräsentiert, in fast allen waren

„Schuttaktion“ der KPÖ Favoriten am Wiener Reumannplatz
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eine weitere Vorwärtsentwicklung zum
Sozialismus zu verbessern. Im Grunde
ging es bei der „antifaschistisch-demo-
kratischen“ Ordnung des Jahres 1945 be-
reits um eine solche Übergangsform, die
in der späteren marxistischen Diskussion
und Programmatik als „antimonopolis -
tische Etappe“ auf dem Weg zum Sozia-
lismus umrissen wurde.

Die inhaltlichen Eckpunkte der anti -
faschistisch-demokratischen Orientie-
rung wurden im Juni 1944 in einem im
Moskauer Exil ausgearbeiteten Manifest
mit dem Titel „Die Wiedergeburt Öster-
reichs“ festgelegt und in einem am
5. August 1945 veröffentlichten „Sofort-
programm“ weiterentwickelt.14 Die hier-
in zum Ausdruck kommenden Forderun-
gen blieben in ihren Grundlinien im ge-
samten Besatzungsjahrzehnt prägend:

1.) Der Kampf gegen Faschismus und
Reaktion: Konkret ging es um die Ent -
nazifizierung und Demokratisierung des
öffentlichen Lebens, vor allem des
Staatsapparats, sowie um die Bestrafung
der faschistischen Verbrecher.

2.) In Eigentumsfragen forderte die
KPÖ die Entmachtung des Monopolka-
pitals, also die Verstaatlichung der
Schlüsselindustrien, sowie die Ent -
eignung des deutschen Vermögens, der
Naziverbrecher und ausländischen
 Faschisten. Darüber hinaus sollte jedoch
die private Unternehmerinitiative geför-
dert und das rechtmäßig erworbene Pri-
vateigentum an kleinen und mittleren
Unternehmen geschützt werden. Als
weitere strukturelle Maßnahme wurde
die Durchführung einer demokratischen
Bodenreform gefordert.

3.) Realisiert werden sollte die neue
demokratische Ordnung durch die so be-
zeichnete „demokratische Zusammen -
arbeit“ aller Kräfte. Konkret ging es um
die Aktionseinheit der ArbeiterInnen-
klasse, sowie um die Schaffung eines
breiten antifaschistischen Volksbündnis-
ses, auch mittels einheitlicher und über-
parteilicher Gewerkschafts- und Massen-
organisationen.

4.) In außenpolitischer Hinsicht forder-
ten die österreichischen KommunistIn-
nen freundschaftliche und gleichberech-
tigte Beziehungen zu den Nachbar -
ländern und allen Großmächten, in wirt-
schaftlicher Hinsicht vor allem zu den
östlichen Nachbarn und zur Sowjet -
union, mit denen Handelsverträge abge-
schlossen werden sollten. Die bis dahin
intimen Bindungen an Deutschland soll-
ten neutralisiert werden.

Etappenkonzeption

War diese Konzeption im Frühjahr
1945 realistisch? Meiner Einschätzung
nach handelte es sich bei dieser „Strate-
gie der Übergänge“ – zumindest im Jahr
1945 – um eine Orientierung, die im
 Augenblick der Befreiung durchaus den
nationalen und internationalen Rahmen-
bedingungen und Kräfteverhältnissen
entsprach. Mehrere Faktoren sprachen zu
diesem Zeitpunkt für ein mögliches
schrittweises Herankommen an den
 Sozialismus: Nach dem Zweiten Welt-
krieg war es zu einer Verschiebung der
internationalen Kräfteverhältnisse ge-
kommen. Mit der Niederlage des
 Faschismus war auch das Monopolkapi-
tal weitgehend diskreditiert, das kapitalis -

telbaren Nachkriegszeit als Hauptorgan
kulturpolitischer Verständigung galt und
auch bei nichtkommunis tischen Intellek-
tuellen  eine große Wirkung  erzielte.

Auch im Bereich des Sports orientierte
die KPÖ auf eine einheitliche, über -
parteiliche Sportbewegung und war
 federführend bei der Etablierung einer
Zentralstelle für die Wiedererrichtung
des österreichischen Sports (ZÖS). SPÖ
und ÖVP folgten jedoch nicht diesem
überparteilichen Kurs. Angesichts der
Dominanz des von der SPÖ reaktivierten
ASKÖ verlor die ZÖS an Autorität und
musste noch 1945 aufgelöst werden.
1946 gehörten etwa ein Viertel der Präsi-
denten, die den Spartenverbänden des
österreichischen Sports vorstanden, der
KPÖ an, beispielsweise im Österreichi-
schen Schwimmverband, im Radfahrer-
bund oder im Schachbund. Der Judo -
verband und der Volleyballverband wur-
den 1948 bzw. 1953 auf kommunistische
Initiative gegründet und standen jahre-
lang unter kommunistischer Führung.
Bei der Gründung des überparteilichen
Allgemeinen Sportverbandes Österreichs
(ASVÖ) im Juni 1949 spielte die KPÖ
eine aktive Rolle.13

Volksdemokratische 
Orientierung

In politisch-programmatischer Hin-
sicht entwickelte die KPÖ ein Aufbau-
programm, das in Kontinuität zur Volks-
frontkonzeption der 1930er Jahre auf
 eine „antifaschistisch-demokratische“
Ordnung abzielte. Die Partei strebte poli-
tische und sozialökonomische Verände-
rungen an, die im weiteren Verlauf als
„volksdemokratische Orientierung“ zu-
sammengefasst wurden. Ausgehend vom
Etappenziel einer „neuen Demokratie“
sollten schrittweise die Bedingungen für
den weiteren Kampf um eine sozialis -
tische Umgestaltung verbessert und ein
friedlicher Weg zum Sozialismus geöff-
net werden. Der konkrete Inhalt der an-
gestrebten volksdemokratischen Ord-
nung blieb zwar weitgehend unbestimmt,
in Summe ging es aber bei dieser „neuen
Demokratie“ um eine in der Tradition
der kommunistischen Volksfront -
programmatik stehende Gesellschafts-
ordnung, die sich zwar vom Kapitalis-
mus und einer bürgerlich-demokrati-
schen Ordnung erheblich unterscheiden,
jedoch noch nicht sozialistischen Cha-
rakters sein sollte. Es ging darum, mit
grundlegenden demokratischen Refor-
men den Einfluss der ArbeiterInnen -
klasse auf Kosten des Großkapitals zu
erhöhen, um so die Voraussetzungen für

4. Parteiarbeiterkonferenz der KPÖ im Wiener Konzerthaus am 4. November 1945,
v.l.: Karl Steinhardt, Hella Postranecky, Max Haller, Franz Honner, Johann Kople-
nig, Karl Altmann, Ernst Fischer, Friedl Fürnberg
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tische System insgesamt erschüttert. Die
siegreiche Sowjetunion war weltpoli-
tisch gestärkt aus dem Zweiten Welt-
krieg hervorgegangen und die Links -
kräfte europaweit auf dem Vormarsch.
Bei der Regierungsbildung in Österreich
nahm die Rote Armee eine Schlüssel -
stellung ein und verlieh der KPÖ einen
starken Rückhalt. Auch die KPÖ selbst
trat gestärkt aus Illegalität und Exil her-
aus: Sie war die Hauptträgerin des anti-
faschistischen Widerstands und hatte im
Kampf gegen den Faschismus die größte
Anzahl an Opfern zu beklagen. Nicht
umsonst leitete Johann Koplenig in sei-
ner Rede auf der ersten Parteiarbeiter-
konferenz am 13. Mai 1945 die Berechti-
gung der Partei, an der Neugestaltung
Österreichs teilzunehmen, direkt aus der
Rolle ab, die die KPÖ im Freiheitskampf
gegen den deutschen Faschismus ge-
spielt hatte. Vor diesem Hintergrund
 erwiesen sich die Bedingungen für pro-
sozialistische Kräfte zunächst als durch-
aus vorteilhaft.

Zugleich war klar, dass die Voraus -
setzungen für einen unmittelbaren Über-
gang zum Sozialismus nicht gegeben
waren: Es gab in Österreich keine breite
Massenbewegung zur Überwindung des
Faschismus wie in manchen Staaten Ost-
und Südosteuropas. Die Befreiung Öster-
reichs erfolgte von „außen“. Der Wunsch
nach einem „neuen Österreich“ war zwar
groß, dennoch war die Grundstimmung
der Bevölkerung abwartend, die Arbeite-
rInnenklasse war desorganisiert und
weitgehend passiv. Vor allem jedoch
machten es die Viermächtebesatzung,
die Präsenz westalliierter Truppen und
der Einfluss der Westmächte undenkbar,
dass eine sozialistische Umwälzung
bruchlos aus der Befreiung vom Faschis-
mus hervorgehen könnte. Allein eine 
parlamentarisch-demo kratische Republik
war vor diesem Hintergrund unter den

Siegermächten kon-
sensfähig. Deren
weitere Entwicklung
in Richtung sozialis -
tische Umgestaltung
im Sinne der antifa-
schistisch-demokrati-
schen Perspektive
der KPÖ konnte im
Frühjahr 1945 zu-
mindest als offen an-
gesehen werden.

Eine solcherart an-
gestrebte Entwick-
lung korrespondierte
auch mit den außen-
politischen Vorstel-

lungen der Sowjetunion: Der sowjeti-
schen Regierung ging es darum, die vor
allem von britischer Seite entwickelten
Pläne der Einbeziehung Österreichs in
eine Donaukonföderation zu verhindern
und Deutschland zu schwächen, weshalb
sie seit 1941 konsequent für die Wieder-
herstellung Österreichs als unabhängiger
Staat eintrat. Österreich wurde dabei
nicht zur sowjetischen Einflusssphäre,
sondern dem Bereich einer „neutralen
Zone“ zugeordnet. Über Regierungen
der „nationalen Front“ unter Einschluss
der kommunistischen Parteien sollte in
diesen Staaten Kontinentaleuropas auf
friedlichem Wege der Übergang zum
 Sozialismus vollzogen werden. Ein
wichtiger Hintergrund dieser kommunis -
tischen Konzeptionen bestand darin,
vom längerfristigen Charakter der Anti-
hitlerkoalition auszugehen. Aus dieser
friedlichen Zusammenarbeit, aus diesem
stabilen Gleichgewicht sollten für kleine
Länder Spielräume für unabhängige Ent-
wicklungen gewonnen werden. In dieser
Hinsicht erschien die Regierungsbeteili-
gung der KPÖ gewissermaßen als innen-
politische Widerspiegelung der alliierten
Zusammenarbeit.

Kontroversen in der 
Provisorischen Regierung

Die Hoffnungen der KPÖ auf eine
günstige Entwicklung der inneren Kräf-
teverhältnisse in SPÖ und ÖVP und der
demokratischen Zusammenarbeit insge-
samt sollten sich jedoch nicht erfüllen:
Sie trat zwar im April 1945 als gleichbe-
rechtigte Partnerin von SPÖ und ÖVP in
die Regierung ein, bereits der Verlauf
der ersten Monate der Regierungsarbeit
macht jedoch die Ausgrenzung der Kom-
munistInnen deutlich. Bereits ab Som-
mer 1945 zeichnete sich eine „stille“, auf
die Zurückdrängung des kommunis -
tischen Einflusses abzielende Koalition

von SPÖ und ÖVP ab. Es mangelte zwar
nicht an öffentlichen Bekenntnissen zur
demokratischen Zusammenarbeit, jedoch
gewannen sowohl in ÖVP als auch SPÖ
rasch jene Kräfte die Oberhand, die eine
andere, auf die Beschneidung der KPÖ
abzielende Konzeption vertraten. In der
SPÖ setzte sich der „rechte“ Parteiflügel
durch, jene Kräfte, für die die Beteili-
gung der KPÖ an den Regierungsge-
schäften wohl von Beginn an nicht mehr
als ein Zugeständnis an die sowjetische
Besatzungsmacht war. Die SPÖ war zu
keiner Aktionseinheit mit der KPÖ be-
reit, was als eine der entscheidenden
Weichenstellungen des Jahres 1945 zu
werten ist. So wurde z.B. auf Druck der
rechten Kräfte das im August 1945 ge-
bildete Kontaktkomitee von SPÖ und
KPÖ bereits vor den Nationalratswahlen
wieder ausgesetzt und trat danach nicht
wieder zusammen. Linkssozialistische
BefürworterInnen einer Aktionseinheit
mit der KPÖ wurden erfolgreich in den
Hintergrund gedrängt.

Einen gewissen Wendepunkt markierte
die Ankunft der westlichen Alliierten in
Wien Anfang September 1945, womit
auch der für diese Entwicklung insge-
samt ausschlaggebende Gesichtspunkt
angesprochen ist: Außenpolitische Fak-
toren nahmen im Jahr der Befreiung vor
allem dergestalt auf die innenpolitische
Entwicklung Einfluss, dass SPÖ und
ÖVP frühzeitig begannen, ihre Politik
auf die Westmächte auszurichten. Im
Mittelpunkt dieser Problemlage stand die
vierfache militärische Besatzung Öster-
reich und die Präsenz westalliierter Trup-
pen, vor allem jedoch die fehlende Aner-
kennung der Provisorischen Regierung
durch die westlichen Alliierten und die
damit verbundene Gefahr der Zerreißung
des Landes. Die Westmächte sahen in der
Renner-Regierung zunächst eine sowjeti-
sche „Marionettenregierung“, kritisierten
den in ihren Augen überproportionalen
Einfluss der KPÖ und verweigerten der
Regierung die Anerkennung. Während
sich die Briten bis in den Herbst hinein
für die Entfernung der kommunistischen
Regierungsmitglieder und eine völlige
Neubildung der Regierung einsetzten,
standen die USA der Renner-Regierung
zwar ebenso ablehnend gegenüber, nah-
men jedoch eine etwas flexiblere Haltung
ein. Die Anerkennung der Regierung er-
folgte schließlich erst im Herbst, am
20. Oktober 1945, bis zu diesem Zeit-
punkt war die Provisorische Regierung
außenpolitisch isoliert.

Es war vor allem diese fehlende Aner-
kennung der Regierung durch die West-

KPÖ-Versammlung am Schuhmeierplatz in Wien-Ottakring



Im Bereich der Entnazifizierung stan-
den Kontroversen über den Umgang mit
den ehemaligen NSDAP-Mitgliedern
und die strafrechtliche Verfolgung der
NS-Verbrecher im Mittelpunkt. Die
 Position der KPÖ zum Naziproblem war
von Beginn an von einer Differenzierung
der ehemaligen NSDAP-Mitglieder in
die nazistischen Hauptschuldigen, die
„großen“ Nazi, Kriegsverbrecher und
verantwortlichen Nazifunktionäre, und
die „kleinen“ Nazi, die einfachen Partei-
mitglieder und Mitläufer gekennzeich-
net. Sie trat für eine strafrechtliche Ver-
folgung und Aburteilung der NS-Täte-
rInnen und die Säuberung des öffent -
lichen Lebens vom Nazismus ein. Die
einfachen Mitglieder sollten, sofern sie
nicht persönlich an Verbrechen beteiligt
waren, straffrei bleiben und für den
 demokratischen Wiederaufbau gewon-
nen werden. Darüber hinaus wurde
 jedoch die Mitschuld aller ehemaligen
NSDAP-Mitglieder festgehalten und
deshalb die Ausschaltung aller ehema -
ligen NationalsozialistInnen aus dem
 öffentlichen Leben, aus Verwaltung,
Wirtschaft und Kultur, gefordert.

Der in der „Nazifrage“ Anfang Mai
1945 mit Beschlussfassung des Verbots-
gesetzes von der Regierung eingeschla-
gene Kurs, das Schwergewicht auf das
formale Prinzip der Registrierung aller
ehemaligen NSDAP-Mitglieder zu
 legen, lag jedoch alles andere als auf der
Linie der von der KPÖ vorgenommenen
Differenzierung in „Hauptschuldige“
und „Mitläufer“. In den Augen der KPÖ
führte die Durchführung des Verbots -
gesetzes mit der dabei vorgesehenen
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mächte, die bestimmend auf die Ent-
wicklung der nationalen Kräfteverhält-
nisse und zu Ungunsten der KPÖ Ein-
fluss nahm. Als Regierungspartei steckte
die KPÖ im Jahr der Befreiung in einem
nahezu unlösbaren Dilemma: Die Partei
leitete im Exil und auch 1945 alle strate-
gischen Überlegungen aus ihrer Orien-
tierung auf die Unabhängigkeit und Ein-
heit des Landes ab. Zur Wahrung der
Einheit Österreichs war die KPÖ zu
weitgehenden innenpolitischen Kon -
zessionen bereit, um eine drohende Zer-
reißung des Landes abzuwenden. Sie
schwieg zu Entscheidungen, die ihrer
programmatischen Orientierung wider-
sprachen, um ein nach außen hin demon-
strativ einheitliches Auftreten der Regie-
rung zu gewährleisten. Vor dem Hinter-
grund des Prinzips der Verein -
barungsregierung – Beschlüsse im Kabi-
nettsrat mussten einstimmig erfolgen –
trug sie auch Entscheidungen mit, die
 ihrer Konzeption grundsätzlich ent -
gegenliefen, etwa in Verfassungsfragen,
beim Umgang mit dem reichsdeutschen
Eigentum oder im Bereich der Entnazifi-
zierung. Über Kontroversen im Kabi-
nettsrat der Renner-Regierung wurde
 öffentlich nicht berichtet. SPÖ und ÖVP
verstanden es umgekehrt, den außenpoli-
tischen Druck, der auf der Regierung im
Allgemeinen und auf der KPÖ im
 Besonderen lastete, zu instrumentalisie-
ren und gegen die KPÖ auszunutzen.

Vor diesem Hintergrund geriet die
KPÖ bereits frühzeitig in die Defensive
und scheiterte in der Renner-Regierung
mit ihren Hauptanliegen: Sie konnte sich
nicht mit ihren Forderungen durchsetzen,
eine neue Verfassung auszuarbeiten und
die Verwaltung umfassend zu säubern
und zu demokratisieren. Jene Gesetze,
bei denen der kommunistische Einfluss
am deutlichsten sichtbar wurde – etwa
das Verbotsgesetz, das Kriegs -
verbrechergesetz oder das Beamten -
überleitungsgesetz – wurden nur un -
zureichend durchgeführt.

So setzte sich die KPÖ in der Frage der
Erneuerung und Demokratisierung des
Staatsapparats für die Säuberung der
Verwaltung von faschistischen Beamten
und reaktionären Bürokraten ein, bei
gleichzeitigem Aufbau einer demokrati-
schen Beamtenschaft aus erprobten Anti-
faschisten und österreichischen Patrio-
ten, auch wenn diese nicht über die ent-
sprechende akademische Ausbildung
verfügten. Auf Vorschlag der KPÖ wur-
den schließlich nach langen Auseinan-
dersetzungen die bevorzugte Behand-
lung der Freiheitskämpfer und verfolgten

Antifaschisten beschlossen, sowie die
Anstellungserfordernisse herabgesetzt.
Am konservativen Übergewicht im
Staatsapparat änderte sich jedoch nichts.
Zudem ging die Säuberung der Verwal-
tung weiter schleppend voran. Die An-
zahl der kommunistischen Beamten wie-
derum war gering. Einzig in der Wiener
Polizeidirektion, wo ca. 1.500 der mehr
als 9.000 BeamtInnen der KPÖ angehör-
ten, konnten KommunistInnen – viele
davon Spanienkämpfer, Angehörige der
1944/45 in Slowenien aufgestellten
„Österreichischen Freiheitsbataillone“
und ehemalige KZ-Häftlinge – innerhalb
der Beamtenschaft Fuß fassen. Der
Kommunist Heinrich Dürmayer war bis
zu seiner Ablösung im September 1947
Leiter der Staatspolizei.15

In der Diskussion über Verfassungs -
fragen verlangte die KPÖ die Ausarbei-
tung einer neuen Verfassung bzw. die
Rückkehr zur Verfassung von 1920, wie
es auch in der Unabhängigkeitserklärung
vorgesehen war. Staatskanzler Renner
wollte im April zunächst auch eine neue
Verfassung bzw. die Rückkehr zur Ver-
fassung von 1920, erkannte jedoch, dass
eine Verfassungsdiskussion vor allem
den KommunistInnen nutzen würde und
setzte gegen die Widerstände der KPÖ
die Rückkehr zur – als „Heimwehr -
verfassung“ kritisierten – Verfassung
von 1929 durch. Damit war die Verfas-
sungsdiskussion praktisch bereits 1945
zu Ende, über eine verfassungsrechtliche
Verankerung der kommunistischen Neu-
ordnungspläne und eine Erweiterung
 demokratischer Rechte konnte keine
 öffentliche Debatte stattfinden.

Provisorische Regierung Renner mit den KPÖ-Staatssekretären Johann Koplenig
(1. Reihe, 2.v.r.), Ernst Fischer (2. Reihe, 1.v.l.) und Franz Honner (3.v.l.)
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Möglichkeit auf Nachsicht von der
Regis trierung zur Verschleppung und
Bürokratisierung des Problems. Das von
der KPÖ geforderte Kriegsverbrecher -
gesetz zur strafrechtlichen Verfolgung
der nationalsozialistischen Untaten wie-
derum kam erst Ende Juni 1945 nach
langen Auseinandersetzungen im Kabi-
nettsrat zustande, wurde aber nur zöger-
lich durchgeführt.

Aus staatspolitischen Gründen ver-
zichtete die KPÖ nicht nur auf die Her-
stellung einer politischen Öffentlichkeit,
sondern auch beinahe völlig auf Mas-
senaktivitäten zur Durchsetzung ihrer
Ziele und beschränkte sich auf Vereinba-
rungen auf Parteienebene. Als „staatstra-
gende“ Kraft ging es der KPÖ darum,
kurzfristige Parteiinteressen zugunsten
nationaler Wiederaufbauinteressen
zurückzustellen, resümierte der General-
sekretär der Partei, Friedl Fürnberg, am
13. Parteitag im April 1946 die ungüns -
tigen Rahmenbedingungen. Das Dilem-
ma bestand darin, dass ein prinzipiell
 oppositionelles Herangehen in dieser Si-
tuation ausgeschlossen war. Dies hätte
die sofortige Isolierung der KPÖ bedeu-
tet, womit selbst die Option auf einen
künftig günstigeren Verlauf der demo-
kratischen Zusammenarbeit verbaut ge-
wesen wäre. Der einzige Ausweg aus
diesem Dilemma wäre die Forcierung
„außerparlamentarischer“ Aktivität ge-
wesen. In der Tat versuchte die KPÖ ab
Sommer das Dilemma der fehlenden
 Öffentlichkeit vorsichtig zu durch -
brechen: Mittels Weckung der „Initiative
der Volksmassen“ sollte vor allem die
mangelnde Durchführung der Gesetze,
allen voran der schleppende Fortgang
der Entnazifizierung und der Säuberung
der Verwaltung, öffentlich thematisiert

werden. Auf Betriebs- und Bezirksebene
wurden nun auf KPÖ-Initiative Resolu-
tionen der drei Parteien verabschiedet,
die auch die Forderungen nach Verstaat-
lichung zum Inhalt hatten, Deputationen
entsendet, sowie kleinere Demonstratio-
nen vor Ämtern organisiert, in denen die
Bürokratie noch immer nicht von ehema-
ligen NSDAP-Mitgliedern gesäubert
worden war. Die „Weckung der Volks -
initiative“ war in dieser Hinsicht gewis-
sermaßen der Gegenpol zur hohen
 Kompromissbereitschaft, die der KPÖ
im Kabinettsrat abverlangt wurde.

Die sowjetische 
Besatzungsmacht

Schwerwiegendstes Problem der KPÖ
war ihr Naheverhältnis zur sowjetischen
Besatzungsmacht. Die Haltung zur
 Sowjetunion war gleichermaßen der
Hauptgrund für die Isolation der KPÖ,
wie auch der Hauptfaktor ihrer relativen
Machtposition in der unmittelbaren
Nachkriegszeit. Auf der einen Seite stell-
te die KPÖ aufgrund der Präsenz der
 Roten Armee einen nicht zu umgehen-
den innenpolitischen Faktor dar. Es gab
zwar keine direkten politischen Interven-
tionen seitens der sowjetischen Besat-
zungsmacht im Sinne der KPÖ, die
 Sowjetadministration unterstützte die
Partei aber in organisatorischer, propa-
gandistischer und finanzieller Hinsicht.
Auf der anderen Seite hatte die KPÖ die
negativen Folgen der sowjetischen Be-
satzungspraxis zu tragen: Neben der
 Demontagepraxis und den Beschlag -
nahmungen waren es vor allem die Über-
griffe von Angehörigen der Roten
 Armee auf die Zivilbevölkerung – Plün-
derungen, Vergewaltigungen –, die auch
die KPÖ in der öffentlichen Meinung in

Misskredit brachte. Die Partei wurde von
der Bevölkerung mit diesen negativen
Erscheinungen identifiziert, was durch
fehlende Distanzierungen von den Über-
griffen und durch die insgesamt kritik -
lose Haltung gegenüber der sowjetischen
Besatzungsmacht erleichtert wurde. Die
beiden Großparteien – SPÖ und ÖVP –
und die Westmächte waren natürlich
 bestrebt, bestehende antisowjetische
Ressentiments auszunutzen und gegen
die KPÖ zu wenden. Von der KPÖ wur-
den die Übergriffe tabuisiert bzw. als
 antisowjetische Propaganda abgetan,
wodurch einer Entwicklung Vorschub
geleistet wurde, dass antisowjetische
Ressentiments bruchlos auf die KPÖ
übertragen wurden.

Aus der weitreichenden Identifikation
mit der sowjetischen Besatzungsmacht
resultierte für die KPÖ auch ein Glaub-
würdigkeitsproblem: Sie agierte mehr
mit absoluter als mit kritischer Solida-
rität gegenüber den sowjetischen Behör-
den, wobei zu berücksichtigen ist, dass
der beginnende Kalte Krieg mit seinen
Polarisierungen und dem großen Druck,
der auf den KommunistInnen lastete,
keine günstigen Voraussetzungen für
differenzierte Herangehensweisen bot.
Die KPÖ wurde so im öffentlichen
 Bewusstsein trotz ihrer Österreich-
 patriotischen Orientierung als anti-öster-
reichische Partei, als „Russenpartei“ ab-
gestempelt. Sie galt in der Bevölkerung
als verlängerter Arm der Sowjetunion.
Die enge Bindung an die Sowjetunion
war auch der Hauptfaktor, warum die
KPÖ auf andere Linkskräfte, etwa auf
unzufriedene SozialdemokratInnen,
 keine große Attraktivität ausübte.

Dass die KPÖ vor diesem Hintergrund
ihre Politik des nationalen Wieder -
aufbaus kaum glaubhaft vertreten konn-
te, wird besonders am Beispiel des
„Deutschen Eigentums“ deutlich. Wie
kaum eine andere Frage stand diese Fra-
ge im Spannungsfeld alliierter Interes-
sen, wurde doch infolge des Potsdamer
Abkommens das reichsdeutsche Vermö-
gen den alliierten Mächten in ihrer
 jeweiligen Zone zugesprochen. Die KPÖ
trat zwar für eine Verstaatlichung der
Schlüsselindustrien ein, in ihrer Politik
hatte sie jedoch die wirtschaftspoliti-
schen Ansprüche der Sowjetunion mit-
zureflektieren. So wurde der kommunis -
tischen Forderung nach einer Verstaat -
lichung des „Deutschen Eigentums“
durch die sowjetischen Ansprüche mehr
oder weniger die Zugkraft geraubt. Auf
der anderen Seite hatte die KPÖ einseitig
die Folgen jener Maßnahmen zu tragen,

Parteilokal der KPÖ am Elterleinplatz in Wien-Hernals, Ende 1945
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Die KPÖ gehörte zwar mit einem
 Minister der Allparteienregierung unter
Bundeskanzler Leopold Figl an, ihre Re-
gierungsbeteiligung wurde aber von den
beiden anderen Parteien und auch von
den Westmächten nur als Zugeständnis
an die sowjetische Besatzungsmacht ge-
sehen. Geheim einigten sich SPÖ und
ÖVP auf ein Koalitionsabkommen, das
die KommunistInnen ausklammerte, de
facto existierte also bereits seit diesem
Zeitpunkt eine „Große Koalition“. Karl
Altmann blieb als Minister für Energie-
wirtschaft und Elektrifizierung von den
zentralen Entscheidungsprozessen weit-
gehend ausgeschlossen.16

Das politische Gewicht der KPÖ wur-
de in weiterer Folge vom Kalten Krieg
bestimmt. Die beginnende Blockbildung
und die vom US-amerikanischen Präsi-
denten verkündete „Truman-Doktrin“
zur „Eindämmung“ des Kommunismus
spiegelten sich auch in der politischen
Kultur Österreichs und in der Zuspitzung
der innenpolitischen Gegensätze wider:
Der antifaschistische Grundkonsens von
1945 machte einem antikommunis -
tischen Konsens Platz. Der Einfluss der
KPÖ wurde in allen Bereichen so weit
wie möglich zurückgedrängt, z.B. in den
Gewerkschaften, in den Gemeinden und
Bezirken, sowie im Polizeiapparat. Im
November 1947 schied die KPÖ nach
Beschlussfassung der Währungsreform
aus der Regierung aus, womit die demo-
kratische Zusammenarbeit auch formal
ihren Abschluss fand. Die Partei konzen-
trierte sich fortan ganz auf außer -
parlamentarische Kämpfe. Sie war die
Hauptkraft sozialökonomischer Massen-
bewegungen gegen die Lohn-Preis-Pakte
der Bundesregierung und wurde von
 einer großen Anzahl von ArbeiterInnen
als die entscheidende Oppositionskraft
gegen die kapitalistische Restauration
wahrgenommen.

Anmerkungen:
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die von der sowjetischen Administration
1945 und 1946 ergriffen wurden, nach-
dem Verhandlungen mit der österreichi-
schen Regierung über bilaterale Ab -
kommen gescheitert waren. Im Oktober
1945 kam es zur Übernahme der Zisters-
dorfer Ölquellen durch die sowjetischen
Besatzungsbehörden, im Befehl Nr. 17
von Anfang Juli 1946 wurde der Über-
gang des gesamten „Deutschen Eigen-
tums“ in Ostösterreich in das Eigentum
der Sowjetunion verfügt.

Die Novemberwahlen 1945

Bei den am 25. November 1945 statt-
findenden Wahlen zum ersten National-
rat der Zweiten Republik erreichte die
KPÖ schließlich 174.257 Stimmen (5,4
Prozent). Sie war fortan mit vier (von
165) Mandaten erstmals im Parlament
vertreten und schaffte auch den Einzug
in sechs Landtage. Nicht zuletzt auch vor
dem Hintergrund, dass die Betriebsrats-
wahlen in den Vormonaten für die KPÖ
zufrieden stellende Ergebnisse und in
vielen Großbetrieben kommunistische
Mehrheiten gebracht hatten, musste die-
ses Wahlergebnis als Enttäuschung und
Misserfolg eingeschätzt werden. Auch
der erfolgreiche Verlauf der Wahl -
kampagne, der große Materialaufwand
und der massive Zustrom bei den kom-
munistischen Wahlveranstaltungen, hat-
ten Illusionen über das zu erwartende
Wahlergebnis genährt.

In seiner Analyse des schlechten Ab-
schneidens der KPÖ machte Johann
 Koplenig in den Beratungen der KPÖ-
Führungsgremien verschiedene Ge-
sichtspunkte geltend: Allen voran führte
er objektive Faktoren ins Treffen, vor al-
lem die Tatsache, dass in Österreich kei-
ne Massenbewegung den Faschismus
überwinden konnte und der Einfluss der
nazistischen Ideologie nach wie vor groß
sei. Neben organisatorischen Schwächen
verwies er auf die – zuletzt harte – Posi-
tion der KPÖ zur Nazifrage: ungeachtet
der Differenzierung im Herangehen an
ehemalige NSDAP-Mitglieder war es
SPÖ und ÖVP gelungen, die KPÖ als
Anti-Nazi-Partei schlechthin darzu -
stellen und ihre Position zum Ausschluss
aller ehemaligen Nationalsozialisten von
den ersten demokratischen Wahlen in
 eine allgemein nazifeindliche Haltung
umzudeuten. Entscheidend war jedoch
vor allem das Image der KPÖ als
 „Russenpartei“, die antikommunistische
Grundstimmung der Bevölkerung und
die damit im Zusammenhang stehende
antisowjetische Flüsterpropaganda von
SPÖ und ÖVP.
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ger Kommunistinnen und Kommunisten,
der vom Wienerwald heranrückenden
Roten  Armee den kampflosen Vorstoß
bis zum Gürtel zu ermöglichen.

Kampf um die Befreiung Wiens

Nach Beendigung der Kämpfe in Wien
am 13. April 1945 waren einzelne Gebie-
te der Stadt teilweise beträchtlich zer-
stört. Die „Verteidigung“ Wiens gegen
die Rote Armee durch Einheiten von
Wehrmacht und Waffen-SS forderte
Tausende Tote, sie verzögerte die Befrei-
ung Wiens um mehrere Tage und ermög-
lichte somit letzte Mordaktionen von SS
und Gestapo. In der Förstergasse in
 Wien-Leopoldstadt erschossen SS-Män-
ner am 11. April um halb vier Uhr Nach-
mittag neun Jüdinnen und Juden, die sich
dort angesichts der Kampfhandlungen in
einem Keller versteckt hatten. Nach Mit-
ternacht erreichten erste Einheiten der
Roten Armee diesen Teil des 2. Bezirks. 

Die abziehenden Wehrmachts- und
SS-Einheiten hatten eine Spur der Ver-
wüstung hinterlassen und fast alle
Brücken gesprengt. Menschen aus den
am meisten zerstörten Teilen der Stadt
versuchten in den ersten Tagen nach der
Befreiung, vorübergehend bei Freunden
und Verwandten unterzukommen. Wer
das Glück hatte, in Ottakring oder Her-
nals aufgenommen zu werden, fand eine
unzerstörte Stadt mit einer bereits wieder
im Aufbau begriffenen Infrastruktur vor
– als ob der Krieg einen Bogen um die-
sen Teil Wiens gemacht hätte. Dass die
Kämpfe der letzten Kriegstage dem
Großteil der nordwestlich des Gürtels
gelegenen Wohngebiete erspart geblie-
ben waren, hatte die Bevölkerung dieser
Bezirke einer kleinen Gruppe junger
Männer und Frauen zu verdanken, die
vom Sanitätsunteroffizier Heinrich Klein
angeführt wurde.

Heini Klein gehörte seit 1934 dem
Kommunistischen Jugendverband Öster-
reichs (KJVÖ) in Ottakring an. Im Okto-
ber 1940 zur Wehrmacht eingezogen,
war er im März 1945 desertiert. Schon
vorher hatte er den Kontakt zu kommu-
nistischen Jugendlichen hergestellt, die
seit 1944 im Untergrund den von der
 Gestapo zerschlagenen KJV unter der

Wien von Nordwesten zu umfassen. Im
Südosten erreichten die sowjetischen
Truppen die Stadtgrenze am 6. April.
Zur selben Zeit sollte die „Operation
 Radetzky“ anlaufen und so die kampf -
lose Einnahme Wiens durch die Rote
 Armee ermöglicht werden. Es scheiterte
jedoch schon der erste Schritt – eine
Gruppe um Major Karl Biedermann,
Kommandant der Heeresstreife von
Groß-Wien, sollte den Sender Bisamberg
übernehmen. Zwei weitere Verschwörer,
Hauptmann Alfred Huth und Oberleut-
nant Rudolf Raschke, wurden, ebenfalls
am 6. April, in einem Gebäude des
Wehrkreiskommandos XVII am Stuben-
ring verhaftet.

Es war der Mut und die Geistesgegen-
wart einer jungen Frau, die vielen das
Leben rettete. Um 8 Uhr früh drang ein
SS-Kommando in die Kanzlei von Major
Szokoll ein. Seine Sekretärin, Lotte Roh-
rer, Verlobte von Hauptmann Huth (mit
dem sie bereits kirchlich verheiratet
war), „saß gerade in ihrem Büro und
nähte weiße Fahnen. Sie hatte noch die
Geistesgegenwart, vor den Augen der
SS-Leute die schriftlichen Unterlagen
der Verschwörung in einem kleinen ‚Ka-
nonenofen‘ als Unterzündmaterial zu
verbrennen – nach einer höflichen Frage
an die SS, ob sie wenigstens Tee kochen
dürfe. Als dann mitten während der Ver-
haftungsaktion Szokoll anrief, griff sie
schnell zum Hörer, sprach den Major mit
‚gnädige Frau‘ an und warnte ihn, ohne
dass die daneben stehenden SS-Männer
begriffen, was gespielt wurde.“3

Keine Dokumente gibt es für die Er-
zählung, wonach Major Biedermann,
Hauptmann Huth und Oberleutnant
Raschke, bevor sie vor ein SS- und Poli-
zeigericht gestellt wurden, angeblich be-
reits von einem Standgericht der Wehr-
macht freigesprochen worden seien. Sie
wurden am Morgen des 8. April 1945
 öffentlich in Floridsdorf Am Spitz ge-
henkt.  An Biedermanns Brust wurde ein
Schild angebracht mit der Aufschrift
„Ich habe mit den Bolschewiken pak-
tiert!“. Zur selben Zeit, als die „Opera -
tion  Radetzky“ scheiterte, gelang es im
Wes ten der Stadt, rund um den Sand -
leitenhof in  Ottakring, einer Gruppe jun-

D
ie Befreiung Österreichs durch
die Alliierten begann am
29. März 1945: Im burgenländi-

schen Klostermarienberg überschritt die
Rote Armee um 11.05 Uhr die öster-
reichische Grenze. Motorisierte Ein -
heiten der 6. Garde-Panzerarmee und
andere Armeen der 3. Ukrainischen
Front trieben im Rahmen der „Wiener
Angriffs operation“ die 6. Armee der
deutschen Heeresgruppe Süd und Pan-
zer-Korps der Waffen-SS vor sich her.
Drei Tage später, am 1. April 1945, wur-
de Eisenstadt befreit. Die Kämpfe im
Burgenland dauerten nur wenige Tage.
Sie kosteten rund 5.000 Soldaten der
 Roten Armee das  Leben.

Operation Radetzky

Die 9. Gardearmee schlug ihr Haupt-
quartier in Hochwolkersdorf im Bezirk
Wiener Neustadt auf, wo sich zeitweise
auch der Kommandeur der 3. Ukraini-
schen Front, Marschall Fjodor Tol -
buchin, aufhielt. Im Auftrag einer
 Widerstandsgruppe österreich-patrioti-
scher Offiziere im Wehrkreiskommando
XVII um den Major Carl Szokoll hatten
sich am 2. April Oberfeldwebel Ferdi -
nand Käs und sein Fahrer Obergefreiter
Johann Reif hierher durchgeschlagen,
um mit dem Oberkommando der
3. Ukrainischen Front Kontakt aufzu -
nehmen.1 Zweck dieser Aktion mit dem
 Codenamen „Operation Radetzky“ war
es, Wien das Schicksal Budapests zu
 ersparen. Die monatelangen Kämpfe hat-
ten dort Hunderttausende Tote und  eine
fast vollständig zerstörte Stadt hinter -
lassen. Ferdinand Käs informierte die
 sowjetische Seite über die Verteilung der
Verteidigungsstellungen in der Stadt,
und dass am wenigsten Widerstand von
deutscher Seite bei einem über die west-
lichen Stadtbezirke vorgetragenen
 Angriff zu erwarten war.

Am 3. April 1945 nahm die 6. Garde-
Panzerarmee Baden bei Wien ein.2 Hier
teilten sich die sowjetischen Truppen.
Die 4. und 9. Gardearmee setzten den
 direkten Angriff auf Wien zwischen
 Inzersdorf und Schwechat fort, die
6. Garde-Panzerarmee stieß durch das
Helenental in den Wienerwald vor, um

Kriegsende in Sandleiten
Die Entwaffnung von Volkssturmangehörigen und Wehrmachtssoldaten

durch den KJV Wien 44 am 7. April 1945

Winfried r. garscha
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auch vor, dass Hindernisse, die gegen die
Rote Armee errichtet worden waren,
wieder weggeräumt wurden.

Als der Wiener Gauleiter Baldur von
Schirach davon erfuhr, geriet er in Panik,
was Propagandaminister Joseph Goeb-
bels zu  einer wütenden Eintragung in
seinem Tagebuch veranlasste. Es gebe in
Wien „Aufruhraktionen in den ehemals
roten Vororten“, schrieb er. Der Gau -
leiter habe sich unter den Schutz der
Wehrmacht begeben. Notwendig sei
stattdessen, „die härtesten Maßnahmen“
zu ergreifen; denn „dieses Gesindel muss
zusammengeschossen werden“.6 Fas-
sungslos  notierte die Heeresgruppe Süd
der Deutschen Wehrmacht im Kriegs -
tagebuch: „Ein Teil der Wiener Bevölke-
rung hat seine Haltung verloren.“7

Selbstschutz und Wiederaufbau

Die Widerstandsgruppe, die sich die
auch von anderen kommunistisch inspi-
rierten Gruppen im In- und Ausland ver-
wendete Bezeichnung Österreichische
Freiheitsfront gegeben hatte, bereitete
ihre Mitglieder auf den Kontakt zur
 Roten Armee vor, indem sie Ausweise
auf Russisch ausgab. Als der erste
 sowjetische Spähtrupp in Sandleiten auf-
tauchte, schlossen sich Heini Klein und
Genossen mit einem eigenen Auto an
und begleiteten den Spähtrupp durch den
ganzen Bezirk. Da Gerüchte auftauchten,
die SS könne zurückkehren, begann die
Gruppe mit dem Aufbau eines „Selbst-
schutzes“. Zwei weitere „Entwaffnungs-
stellen“ wurden eingerichtet – im
 Türkenritthof in der Hernalser Haupt-
straße 190 und im Polizeirevier Possin-
gergasse 57.

2015 initiierten die damals noch leben-
den Mitglieder der Jugendgruppe, Paul
Vodicka und Helli Neuhaus, eine
 Gedenktafel für Heini Klein. Der Künst-
ler Andreas Strauss entwickelte das Kon-
zept für eine – „Sandleiten-Datenbank“
genannte – steinerne Sitzbank auf dem
Matteotti-Platz inmitten der Wohnhaus-
anlage mit Kopfhörer-Anschluss. Dort
kann man mittels Kopfhörer Hellis
Schilderung der Ereignisse des 7. April
1945 anhören. Interviewt wurde sie von
Schülern und Schülerinnen der Wiener
Mittelschule (WMS) 16 Roterdstraße.8

Am Sonntag, den 8. April, kam der in
Ottakring gut bekannte sozialdemokrati-
sche Jugendfunktionär Hubert Pfoch
nach Sandleiten. Wie sich Pfoch 1981 in
einem Vortrag in der Urania unter dem
Titel „Jugend beim Wiederaufbau“9 erin-
nerte, hatte er am Samstag den letzten in
Brünn abgefertigten Zug über Znaim

Bezeichnung KJV  Wien 44 reorganisiert
hatten. Der Plan der Gruppe war, Wehr-
macht und Volkssturm (das „letzte Auf-
gebot“ des NS-Regimes, bestehend meist
aus Jugendlichen und Männern, die
schon zu alt zum Kriegsdienst waren) zu
entwaffnen, damit die über den Wiener-
wald nach Wien vorstoßenden Einheiten
der Roten Armee kampflos die west -
lichen Bezirke durchqueren konnten. Da-
nach galt es, Betriebe und Geschäfte vor
Plünderungen zu schützen. Die Sorge der
jungen Kommunistinnen und Kommunis -
ten war berechtigt: An vielen Stellen der
Stadt war die Polizei abgezogen worden
(wie übrigens auch die Feuerwehr, die
im KZ Mauthausen zur Bewachung ein-
gesetzt wurde, damit sich die SS in
 Sicherheit bringen konnte), was für viele
eine Einladung zum Ausräumen von
 Geschäften und Lagerräumen war.

Doch auch die Gruppe selbst brach ein
Depot auf: die „Spinnstoff-Sammel -
stelle“ der NS-Volkswohlfahrt in Sand-
leiten. Dadurch setzte sie sich am Sams-
tag, den 7. April 1945, in den Besitz von
Bekleidung, was es erleichterte, Soldaten
zu überzeugen, sich entwaffnen zu las-
sen, da sie die Uniform gegen Zivil -
kleider tauschen konnten.

Die Entwaffnungsaktion vom 7. April
verlief überraschend gewaltfrei. Sie hatte
in Neuwaldegg begonnen, wo Heini
Klein in seiner Unteroffiziersuniform
zum Sammelpunkt des „Volkssturms“
ging und diesen für aufgelöst erklärte.
Eine der beteiligten Jugendlichen, Helli
Neuhaus (damals Helene Arent), berich-
tete in den 1990er Jahren in einem Inter-
view, sie hätten den Männern gesagt:
„Bei uns wird nicht gekämpft. Der Krieg
ist aus, versteckt’s euch in den Kellern.“4

Zuvor hatte Heini Klein – als angeb -
licher Wehrmachtskurier – einen ge-
fälschten Befehl von Gauleiter Baldur
von Schirach zur Kampfleitstelle auf der
Sophienalpe gebracht. Darin wurde an-
geordnet, die Hauptkampflinie vom Wie-
nerwald zum Gürtel zu verlegen. Nir-
gends kam es zu Schießereien, es kam
höchstens vor, dass – wie Klein in sei-
nem wenige Jahre später verfassten Erin-
nerungsbericht schrieb5 – „ein
 widerspenstiger Offizier eine Tracht Prü-
gel von den Jungen bekam“. Binnen
 weniger Stunden wurden Hunderte Sol-
daten nach Hause geschickt. Die Aktion
in Sandleiten sprach sich in den west -
lichen Bezirken der Stadt schnell herum.
Frauen beschimpften Wehrmachtssolda-
ten, die bereit waren, den aussichtslosen
Kampf weiterzuführen, und bewarfen sie
angeblich sogar mit Steinen. Es kam

nach Wien erreicht, wo er in den frühen
Morgenstunden auf dem Franz-Josefs-
Bahnhof ankam, der damals noch in der
Hand der Wehrmacht war. Er entledigte
sich seiner Uniform und schaffte es,
während entlang des Gürtels noch
gekämpft wurde, nach Ottakring zu ge-
langen. Dort traf er Rudolf Müller, eben-
falls ehemaliger Funktionär der Roten
Falken, und gemeinsam nahmen sie
Kontakt mit dem Leitungskomitee der
Gruppe um Heini Klein auf. Die beiden
halfen sofort bei der Entwaffnungsaktion
mit und schafften die den Soldaten ab -
genommenen Waffen und Uniformen
beiseite. In der darauffolgenden Woche
trafen sie sich mit anderen sozialdemo-
kratischen Funktionären aus der Zeit der
Ersten Republik und gingen an den Wie-
deraufbau der Sozialistischen Partei in
Ottakring; Hubert Pfoch war für die
 Jugendarbeit zuständig.

Eigener Beitrag zur Befreiung

Am 9. April verbreiteten Österreichi-
sche Freiheitsfront und Kommunis -
tischer Jugendverband Wien 44 ein für
ganz Wien bestimmtes, aber wohl nur in
den westlichen Bezirken verbreitetes
Flugblatt, in dem die Bevölkerung aufge-
fordert wurde mitzuhelfen, „unsere Stadt
vor einem Chaos zu bewahren“, indem
die Arbeiter in den befreiten Gebieten an
ihre Arbeitsplätze gingen – auch, um
 Sabotage zu verhindern. Die Haus -
gemeinschaften sollten alle ihnen be-
kannten „Naziverbrecher, SS-Leute und
versprengte Soldaten“ in sicheren Ge-
wahrsam nehmen. Das Flugblatt ist das
erste Dokument, in dem ausdrücklich auf
die von Sandleiten ausgegangene Ent-
waffnungsaktion Bezug genommen und

Heini Klein in Wehrmachtsuniform
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der Anteil der jungen Kommunistinnen
und Kommunisten daran hervorge -
strichen wurde: „In Ottakring und Her-
nals ist es durch das rasche Einschreiten
des K.J.V. und der Arbeiterschaft gelun-
gen, das deutsche Militär und die SS zu
entwaffnen und so in diesen Bezirken
den  Widerstand zu brechen. Die beiden
 Bezirke wurden durch diese entscheiden-
de Tat von dem furchtbaren Kriegs -
geschehen verschont.“10

Mit ihrem Versuch, bereits unmittelbar
nach der Befreiung Sicherheits- und Ver-
waltungsstrukturen aufzubauen, um
Plünderungen zu verhindern und ein
 einigermaßen normales Weiterleben zu
ermöglichen, stand die Ottakringer
Gruppe um Heini Klein nicht alleine da.
Auch war es an verschiedenen Stellen in
Wien gelungen, Zerstörungen in letzter
Minute zu verhindern. Besonders hervor-
gehoben zu werden verdient der Opfer-
tod des Simmeringer Gaswerksarbeiters
Otto Koblicek, der am 5. April 1945 –
um den Preis seines eigenen Lebens –
die Zerstörung des Gaswerks durch ab-
ziehende SS-Einheiten verhindert hat.11

In Favoriten stellte sich Rudolf Eisler,
der Bezirksverantwortliche des KJV
   Wien 44, der Roten Armee zur Ver -
fügung, nachdem er Wochen zuvor aus

der Wehrmacht desertiert war. Er erlag
am 15. April den Verletzungen, die er
am 9. April 1945 bei den Kämpfen um
die Befreiung Wiens erlitten hatte.12

In Simmering hatte eine Gruppe rund
um den kommunistischen Schlosser
 Rudolf Hautmann sofort nach dem Ein-
rücken der sowjetischen Soldaten begon-
nen, Einrichtungen, die der Versorgung
der Bevölkerung dienten, zu sichern. Die
Rote Armee beauftragte Hautmann mit
der Schaffung eines Polizeilichen Hilfs-
dienstes der Kommandantur der Stadt
Wien, der die Nazi-Polizei ersetzte.13

Die Entwaffnungsaktion in Sandleiten
hatte hingegen vor der Ankunft der
 Roten Armee stattgefunden. Damit war
sie einmalig in Wien.
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A
ls Stefan Zweig und Joseph Roth
in den späten 1920er Jahren die
noch junge Sowjetunion besu-

chen und ihre literarisierten Berichte da-
zu abfassen, waren beide Autoren keine
seltsamen Obskuranten, welche das
 sozialistische Experiment zu beschauen
gedachten und damit die LeserInnen da-
heim schockierten. Vielmehr folgen bei-
de mit ihren Reiseberichten einem ver-
breiteten Trend der westeuropäischen In-
telligenzia. Sowjetrussland, respektive
ab 1922 die Sowjetunion, strahlt in der
Zwischenkriegszeit nämlich auf unzäh -
lige Intellektuelle eine enorme Anzie-
hungskraft aus. WissenschaftlerInnen,
IngenieurInnen und ArchitektInnen etwa
sehen die Gelegenheit dazu gekommen,
in der neuen Gesellschaftsform ihre
Ideen für eine neue Wissenschaft, neue
Architektur und letztlich einen neuen
Menschen zu verwirklichen. Und so be-
suchen eben auch SchriftstellerInnen aus
aller Herren Länder die Sowjetunion und
füllen die Feuilletons und Buchhandlun-
gen mit mannigfaltigen Reiseberichten.1

Thomas Möbius prägte für dieses Phäno-
men des geradezu massenhaften Besuchs
im sozialistischen Russland passender-
weise den Begriff des „Revolutions- und
Utopietourismus“.2 Joseph Roth besucht
die Sowjetunion im Rahmen seiner jour-
nalistischen Reisetätigkeit für die Frank-
furter Zeitung und verfasst vor Ort insge-
samt 18 kürzere und längere Reportagen
über das Land.3 Zwischen Ende 1926
und Anfang 1927 verbringt Roth vier
Monate in der noch jungen Union und
kann so mannigfaltige Eindrücke sowohl
von  urbanen, wie auch ruralen Gegenden
gewinnen.4 Die Feuilletonbeiträge er-
zählen von den Widersprüchen eines
Landes, dessen Metropolen Leningrad
und Mos kau teils von enormem Prunk –
Roth selbst nächtigt im luxuriösen Grand
Hotel5 – geprägt sind und in dessen länd -
lichen Gebieten es oft an vielem fehlt.
Roths Einstellung zum Bolschewismus
ist bereits vor der Reise, wenn auch ten-
denziell wohlwollend, als ambivalent zu
bezeichnen6 und wandelt sich in Folge
der gewonnenen und für ihn enttäu-
schenden Impressionen hin zu einem
Changieren aus distanzierter Neugierde
und klarer Ablehnung.7 Empfindungen,

zeit noch als Zeugen des Sieges über den
Hitlerfaschismus, wurden sie spätestens
seit dem Zerfall der UdSSR zu Symbo-
len der Unterdrückung, welche schließ-
lich aus dem öffentlichen Raum und da-
mit – jedenfalls symbolisch – der kollek-
tiven Erinnerung sukzessive entfernt
werden. Gerade in politisch und gesell-
schaftlich stürmischen Zeiten sind se-
mantische Umdeutungen und damit ein-
hergehend auch neue Praktiken der
Raumnutzung vermehrt zu konstatieren.

Mit Blick auf den französischen Sozio-
logen Henri Lefebvre sind Räume, insbe-
sondere architektonischer Raum, nicht
naturgegeben oder konstant, sondern ver-
änderlich. „Jede Gesellschaft […] produ-
ziert einen ihr eigenen Raum.“10 Unter-
schiedliche Gesellschaften (hier vor al-
lem in marxistischer Tradition auf Pro-
duktionsverhältnisse bezogen) verfügen
über sich unterscheidende Raumprakti-
ken. „Raum ist demzufolge heute immer
sozialer Raum […].“11 Moderne, postfeu-
dale Gesellschaften sind geprägt durch
eine genaue Vermessung und schließlich
„Kolonialisierung von Raum und Zeit“.12

Der Raum wird eingeteilt und erhält
 einen bestimmten Gebrauchswert. Mo-
derner Raum wird bei Lefebvre durch
 eine dialektisch ineinandergreifende, sich
gegenseitig bedingende Trias analysier-
bar. Sie besteht aus der „räum lichen Pra-
xis“, der „Raumrepräsentation“ sowie den
„Repräsentations räumen“.13 Die räum -
liche Praxis setzt sich aus der in der Re-
gel nicht-reflexiven, sondern habituellen
alltäglichen Produktion und Reproduk -
tion der Raumpraxis zusammen, wofür
jedes Mitglied der Gesellschaft „eine ge-
wisse Kompetenz als auch eine bestimm-
te Performanz benötigt“.14 Ganz wie bei
Bourdieu sind diese Raumnutzungsprak-
tiken also soziale Praktiken und wer
weiß, wann, wo und wie diese Praktiken
eingesetzt werden, partizipiert an einer
gewissen Gesellschaftsschicht. Durch
Praktiken entstehen soziale Realitäten.
Unter der Repräsentation von Raum ver-
steht Lefebvre den „konzeptualisierten
Raum“,15 dessen „ideologisch-kogniti-
ven Aspekt“,16 der mathematisch durch
entsprechende PlanerInnen dargestellt
und aufgeteilt wird. Durch die entspre-
chende Planung und Aufteilung des ar-

wie sie in seinen Texten deutlich zutage
treten. Stefan Zweig ist als geladener und
bejubelter Gast zur Tolstoi-Feier nach
Moskau gereist. Zwei Wochen bringt er
im September 1928 in der Sowjetunion
zu.8 Dabei besucht er jedoch nicht nur
Moskau, wo er mit seinem (Brief-)Freund
Maxim Gorki erstmals persönlich zu-
sammentrifft, sondern reist auch nach
Leningrad und zu Tolstois Geburtsort
Jasnaja Poljana. Die gewonnen Ein-
drücke hält Zweig in mehreren im Okto-
ber und November 1928 in der Neuen
Freien Presse publizierten Essays fest.
Der liberale Kosmopolit Zweig steht
dem sowjetischen Projekt vor als auch
nach seiner Reise wohlwollend gegen -
über und schreibt für kommunistische
Blätter, entfernt sich jedoch spätestens
nach Bekanntwerden der Stalin’schen
Säuberungen zunehmend davon.9

Architektur und Gesellschaft

Es nimmt nicht wunder, dass die An-
zahl der vorhandenen Reiseberichte na-
hezu un überschaubar ist. Gemein ist ih-
nen, die gesellschaftlichen und somit
ökonomischen Umbrüche anschaulich
beschreiben zu wollen. Einige der Texte
leisten dies sehr explizit, man möchte ge-
radezu sagen plump. Andere hingegen
gehen subtiler vor. Joseph Roth und Ste-
fan Zweig zählen gewiss zu letzterer Ka-
tegorie. Freilich nennen beide die gesell-
schaftlichen Veränderungen, die enor-
men Aufbauleistungen, die Zäsur ganz
konkret und direkt. Auffallend ist jedoch
ein spatialer Subtext. Wie zur selben Zeit
auch Walter Benjamin oder – einige Jah-
re später – Oskar Maria Graf, nutzen
Zweig und Roth die literarisierte Darstel-
lung von Architektur als Mittel, die neue
sozialistische Gesellschaft darzustellen
und auch Kritik daran zu üben. Architek-
tur nämlich ist immer auch eine politi-
sche Machtdemonstration. Sie ist um-
bauter Raum wie auch umbaute Zeit und
ihre Nutzung sowie Perzeption sind von
verschiedenen gesellschaftlichen Fakto-
ren abhängig. Die seit dem russischen
Überfall auf die Ukraine vermehrt im
außerrussisch-postsowjetischen Raum zu
beobachtenden Demontagen sowjeti-
scher Denkmäler sind ein aktuelles Bei-
spiel dafür. Galten sie vielen zur Sowjet-

Stefan Zweig und Joseph Roth im roten Moskau
Literarische Architekturbeschreibung als Mittel

zur Darstellung und Kritik gesellschaftlicher Umbrüche

christian Kaserer



chitektonisch umbauten Raums wird ei-
ne bestimmt Raumnutzung bedingt. Er-
gänzt werden diese beiden Aspekte
durch so genannte Repräsentationsräume.
Es sind „Räume des Ausdrucks, vermit-
telt über Bilder und Symbole, welche die
räumlichen Praktiken und das Gedachte
ergänzen“.17 Erweitert wird diese Trias
der Räumlichkeit nun durch eine zweite
Trias aus  sozialen Verhältnissen. Er
nennt hier die Ebenen „der biologischen
Reproduktion (die Familie), die der Re-
produktion der Arbeitskraft […] und die-
jenige der  sozialen Produktionsverhält-
nisse“.18 Beide Triaden greifen dialek-
tisch ineinander, bedingen ihr Bestehen
und ihre Veränderlichkeit. Wandeln sich
die Produktionsverhältnisse, wandeln
sich auch die anderen beiden sozialen
Ebenen und mit ihnen Planung, Nutzung
und symbolische Bedeutung des Raums.
Dies also macht es verständlich, dass ge-
rade literarisierte Reiseberichte sich
(auch) der Architektur bedienen, um die
Zäsur, welche durch die Revolution ent-
stand, zu verdeutlichen. Zumal bedacht
werden muss, dass gerade zu dieser Zeit
die architektonischen Entwicklung und
Theorien der UdSSR auch im westlichen
Diskurs thematisiert werden.

Sowjetische Realität

Bevor wir uns jedoch der Frage wid-
men, wie Zweig und Roth Architektur -
beschreibungen als Mittel einsetzen, um
die Veränderungen in der postrevolu-
tionären Gesellschaft aufzuzeigen, sei
ein kurzer Exkurs in Diskurs und Rea-
lität der sowjetischen Architektur der
Zwischenkriegszeit gestattet, um diese
Analyse auch architektur(theorie)ge-
schichtlich einordnen zu können. Mit
dem Sieg der Russischen Revolution
sieht sich die neue Sowjetmacht mit
 diversen Problematiken konfrontiert.
Nebst all den militärischen, landwirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Pro-
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tischen Bauweise.22 Die Möglichkeit
 einer individualistischen Lebensweise
soll nach den Ideen Miljutins zwar nicht
unterbunden, aber eingeschränkt werden.
Eine Kollektivierung vieler Lebensberei-
che wird angestrebt. Darüber hinaus ist
es Miljutins Anliegen, bei der Planung
neuer Gebäude nach Möglichkeit natur-
gegebene Aspekte, wie etwa Topo -
graphie und Sonnenverlauf zu nutzen.23

Hierfür freilich eignen sich die ange-
dachten, völlig durchgeplanten Industrie-
städte der russischen Provinz besonders
gut. Unverkennbar ist die Ähnlichkeit
Miljutinscher Ansätze mit denen des
Bauhauses. Es verwundert daher auch
nicht, dass der zweite Bauhaus-Direktor
Hannes Meyer, dazumal noch Marxist-
Leninist, für kurze Zeit am 1930 gegrün-
deten Moskauer Architekturins titut VASI
unterrichtet24 und dort mit einigen eben-
falls aus Deutschland in die Sowjetunion
gereisten StudentInnen  sozialistische
Städte, ganz im Sinne Miljutins, planen
will.25 Durch die voranschreitende Stali-
nisierung allerdings werden die meisten
dieser Ideen unmöglich und die revolu-
tionäre, wissenschaftlich gedachte Ar-
chitektur weicht einem traditionellen
Klassizismus.26 Es ist bezeichnend, dass
das Gros der entwickelten Ideen in der
Sowjetunion unter Stalin sukzessive aus
dem öffentlichen Diskurs verschwindet,
diese dafür jedoch im  Westen umso
wirkmächtiger werden.

Die Umbaumaßnahmen der frühen
 Sowjetunion sind, insbesondere in Mos -
kau, von einem stilistischen Wildwuchs
geprägt. Grund dafür ist die gebotene  Eile
aufgrund der massiven gesellschaftlichen
Veränderungen. Dazu zählt beispiels -
weise der massive Bevölkerungs zuwachs
in den Städten. Zwar hatte man bereits im
zaristischen Russland der 1860er Jahre
die formale, juristische Auflösung der
Leibeigenschaft eingeleitet, doch änderte
sich für große Teile der Landbevölkerung
wenig, verdingten sie sich nun nämlich in
schlecht bezahlter Lohnarbeit und wurden
so oftmals zu faktischer Leibeigenschaft
durch enorme Verschuldung gezwun-
gen.27 Die Lage änderte sich erst mit der
Revolution, was viele nun tatsächlich be-
freite Teile der Landbevölkerung in die
Städte wandern lässt. Offizielle statis -
tische Daten der  Sowjetunion geben an,
die Bevölkerung Moskaus sei von 1,6
Millionen EinwohnerInnen im Jahr 1912
auf 2,8 Millionen im Jahr 1931 gewach-
sen.28 Dies ergibt natürlich einen enormen
Wohnungs bedarf, welcher möglichst
schnell zu decken ist. Bautätigkeit alleine
reicht nicht aus, auch die einer einzelnen

blemen, zählen auch
eine technologische
wie architektonische
Rückständigkeit da-
zu. Das Moskauer
Stadtbild ist geprägt
von oftmals zerfallen-
den zaristischen Bau-
ten und es fehlt selbst
in den großen Städten
teilweise noch an
Elektrizität. Massive
Umbaumaßnahmen
sind also nötig. Ar-
chitektur und Sowjet-
macht gehen dabei

 eine besondere Verbindung ein. Archi-
tektInnen sehen ihre Zeit gekommen,
 eine proletarische, revolutionäre Archi-
tektur zu realisieren, und die Sowjet-
macht will die Gelegenheit nutzen, Ar-
chitektur „propagandistisch dienstbar zu
machen“.19 Eine einheitliche Linie fehlte
dabei allerdings. ArchitektInnen und
FunktionärInnen diskutieren in ganz un-
terschiedliche Richtungen. Manche wol-
len einen radikalen Bruch und fordern
gar die völlige Zerstörung vorherrschen-
der Architektur,20 um einen kompletten
Neuaufbau zu beginnen. Andere wollen
das vorherrschende, historisch gewach-
sene Stadtbild erweitern und so ein – et-
wa im Falle Mos kaus – bereits bestehen-
des historisch-eklektisches Bild fort-
zeichnen. VertreterInnen formalis tischer,
funktionalis tischer und konstruktivisti-
scher Ideen tragen ihre Dispute in öffent-
lichkeitswirksamen Zeitschriften, Fach-
publikationen und eigenen Broschüren
aus. Auffällig ist dabei, dass die zumeist
in anderen europäischen Staaten ent-
wickelten Konzepte oft auf radikale, ma-
ximale Positionen verschärft werden.
Trotzdem die Ideen in nur wenigen Fäl-
len eine tatsächliche, architektonische
Realisierung erfahren, werden sie bereits
propagandistisch eingesetzt. So ist das
sowjetische Areal der Pariser Weltaus-
stellung 1925 Publikumsmagnet einer
dort utopisch anmutenden, neuen Archi-
tekturwelt.21 Zu den – jedenfalls in seiner
außerrussischen Wirkmacht – einfluss -
reichsten IdeengeberInnen dieser Zeit
kann Nikolaj Miljutin gezählt werden,
welcher mit seinem 1930 erschienenen
Werk „Sozgorod und die Planung sozia-
listischer Städte“ einen architekturtheo-
retischen Bestseller verfasste, der gerade
im Westen große Bekanntheit erlangte.
Miljutins Text ist die Quintessenz einer
Dekade langen Beschäftigung mit russi-
schen wie europäischen Ideen zur wis-
senschaftlich begründeten, kollektivis -

Das Hotel „Moskwa“ in Moskau.
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pel. Genau dieser Um -
stand wird von ihm
allerdings kritisiert.
Den modernen Surro-
gaten nämlich ge-
bricht es – so die
strukturkonservative
Kritik Roths – an ei-
nem historisch ge-
wachsenen kulturel-
len Substrat als Basis.
Die neu entstehende
Welt ist ein Provisori-
um, dem aufgrund der
mangelnden histori-
schen Basis nur Tech-
nik- und Fortschrittsfetischismus bleiben.
Diese an die USA angelehnten, mimeti-
schen Entwicklungen jedoch können für
ihn nur „das vorläufige Ziel“ sein, inso-
fern das Experiment lange genug zu be-
stehen vermag. Roth kritisiert mit seinen
Schilderungen die Spontaneität der
 revolutionären Entwicklungen, bezeichnet
sie implizit als unausgegoren und zu ame-
rikanisch, also bürgerlich orientiert. Dem
von ihm erlebten Sozialismus fehlt es an
neuen sozialen Prak tiken, deren Ersatz die
zunehmende Technologisierung ist.

Damit jedoch schließt Joseph Roth sei-
ne Kritik nicht: „Dennoch empfinde ich
die russische Straße grau. Die Masse, die
sie bevölkert, ist grau. Sie verschlingt
das Rot der Tücher, der Fahnen, der Ab -
zeichen […].“ (JR 78) Roth inszeniert
die Menschenmasse als Kontrapunkt zu
Symbolen der Revolution und Propagan-
da. Während Fahnen rot leuchten und so
symbolisch den Sieg des Bolschewismus
verkünden, wirkt die Masse erstarrt und
grau. Da die Menschenmasse die Mos -
kauer Straßen dominiert, werden auch
die Straßen grau. Es findet sich auf ihnen
zwar scheinbar lebhaftes Treiben, der
Glanz der Revolution allerdings kam ab-
handen, es herrschen Armut und Ge-
drücktheit. Die Masse als revolutionäres
Subjekt ist verschwunden und mit ihr der
Eifer, die bunte Aufbruchstimmung der
Revolution. Was in den Mühen der Ebe-
ne angesichts dieser Perspektivlosigkeit
bleibt, ist also der Aufbruch nach Ameri-
ka in eine gesichtslose, geschichtsver-
gessene Moderne. Roth nutzt den Wider-
spruch zwischen den neuen Repräsenta-
tionsräumen, hier die Hegemonie revolu-
tionärer Symbolik etwa, welche die
Straßen architektonisch beherrschen, und
den fehlenden neuen sozialen Praktiken,
um die Revolution zu kritisieren.

Auch Stefan Zweig widmet sich in sei-
nen Beschreibungen Moskaus den Men-
schenmassen, kommt dabei aber zu einer

Person zustehende Wohnfläche muss ent-
sprechend reduziert werden. Hinzu
kommt eine sich immer weiter zuspitzen-
de Versorgungsnot, welche bereits in
 zaristischer Zeit eingesetzt hatte, durch
Revolution und Bürgerkrieg allerdings
noch verschärft wurde. Zur Linderung
dieses Zustands wird die von  Lenin pro-
pagierte NEP – Neue Ökonomische Poli-
tik – eingeführt. Sie erlaubt kapitalis -
tische Produktion in begrenztem Maße,
sorgt allerdings auch für eine erneute
Klassenbildung in der Bevölkerung. In
den Städten entwickelte sich der so ge-
nannte NEP-Mann; eine Form des Unter-
nehmerInnentums,29 welches auch von
AutorInnen wahrgenommen wird.

Auf der Moskauer Straße

Moskau ist in der Zwischenkriegszeit
also eine Stadt des ständigen Wandels.
Unmengen an Menschen ziehen nach der
Revolution in die Hauptstadt, es wird
 allenthalben abgerissen, neu gebaut, um-
gebaut und modernisiert. Ein einheit -
licher Plan oder eine konsistente Blau-
pause existieren noch nicht, vielmehr
herrscht ein eklektisches Neben- und
Miteinander verschiedenster Ansätze
und Schulen. Ein Eindruck, dessen auch
Joseph Roth gewahrt. Für ihn ist Moskau
geprägt durch das Nebeneinander von alt
und neu, wobei das Alte mit Sieben -
meilenstiefeln überwunden wird und das
Neue ungewiss erscheint.

„Das Heute bilden: Holzlatten, abge-
brochene Kreuze, zerrissene Häuser, Sta-
cheldraht vor Gärten, neue Gerüste vor
halbfertigen Bauten, alte Denkmäler,
von Empörung vernichtet, neue, von all-
zu hastigen Händen erbaut, Tempel, in
Klubs verwandelt, noch kein Klub, der
einen Tempel ersetzte, zertrümmerte
Konvention und eine langsam werdende
neue Form. Manches ist allzuneu, fun-
kelnagelneu, zu sehr neu, um sehr alt zu
werden, es trägt das Zeichen von Ameri-
ka an der Stirn – von Amerika, dessen
Technik das vorläufige Ziel der neuen
russischen Baumeister ist.“30

Roth nutzt hier die Architektur, um den
Gegensatz zwischen dem alten, zaris -
tischen und dem modernen, bolsche-
wistischen Russland aufzuzeigen. Inter-
essant ist dabei, dass sich für alle über-
wundenen Elemente des alten Zaren-
reichs bereits ein moderner Ersatz findet.
Mit Lefebvre gesprochen ließe sich
 sagen, dass Roth hier vor allem Reprä-
sentationsräume beschreibt. Die alte Ge-
sellschaft wird überwunden und mit ihr
auch die alten Repräsentationsräume, wie
beispielsweise alte Denkmäler oder Tem-

völlig konträren Einschätzung. „Überall
Drängen und Geschwirr, überfülltes, hef-
tiges, vehementes Leben: es sind plötz-
lich zu viele Menschen in die neue
Hauptstadt gegossen worden.“31 In sei-
ner Beschreibung wird die Menschen-
masse buchstäblich zur Masse, wenn sie
in Moskau hineingegossen wird. Die
Menschenmasse ist für ihn positiv be-
setzt – sie ist bunt, geradezu insistierend
und bringt das Leben. Grau ist für ihn die
Straße selbst:  „Dennoch aber, trotz die-
ser herrlichen Vitalität, wirkt etwas in
dieser Straße nicht voll lebhaft mit.
 Etwas Düsteres, Graues, Schattenhaftes
mengt sich ein, und dieser Schatten
kommt von den Häusern. Die stehen
über diesem verwirrenden phantasti-
schen Treiben irgendwie alt und zer-
mürbt. […] Und dann – was so beson-
ders eindrucksvoll wirkt: während die
Straße rauscht, redet, sprudelt, spricht,
stehen die Häuser stumm.“ (SZ 282) Wir
finden hier zwei Sichtweisen der Revo-
lution, wie sie divergierender nicht sein
könnten. Roth tut sich als Skeptiker her-
vor, als ein Bewahrer des Alten, dem ge-
rade die schnellen Veränderungen Unbe-
hagen bereiten und der nicht nur die stili-
stisch widersprüchliche, zwischen zwei
Welten stehende Architektur nutzt,
Skepsis zu artikulieren, sondern auch die
Menschen selbst geradezu architekto-
nisch inszeniert, um eine Stimmung des
erloschenen revolutionären Pathos aus-
zudrücken. Zweig hingegen sieht die
 Widersprüchlichkeit dieser Zeit nicht im
Nebeneinander von alter und neuer Ar-
chitektur. Für ihn repräsentieren die Bau-
ten Moskaus, die er wie Roth gleich zu
Beginn seines Besuchs beim ersten Pro-
menieren wahrnimmt, die alte, zaristi-
sche Welt. Das Neue, das Revolutionäre
fehlt bei Zweig in der Architektur noch.
Nicht Bauten sind für Zweig die Träger
der Revolution, für ihn sind es die Men-
schen, die einen lebendigen Gegensatz

Das Hochhaus am Kotelnitscheskaja-Ufer in Moskau
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zur erstarrten Architektur einer anderen
Zeit bilden. Nebst der Menschen und den
Gebäuden, bemerken Roth und Zweig
auch die noch relativ jungen und ihrer
Zahl wenigen Automobile, sowie andere
transitäre Architektur, wie beispielswei-
se Straßenbahnen. Roth schreibt: „Glatt
und hurtig sausen [die Trolleybusse] da-
hin – auf dem furchtbarsten Pflaster der
Welt: dem russischen, das wie ein steini-
ger, festgestampfter Meeresstrand ist“
(JR 77). Ungestört und schnell bewegen
sich die hochmodernen Verkehrsmittel
also auf der alten, vormodernen Straße.
Doch den öffentlichen Verkehrsmitteln
und privaten Automobilen gehört die ver-
altete Straße noch nicht alleine: „Über die
stolperigen Pflaster flirren flink die
 Iswotschniks mit ihren Wägelchen und
struppig-süßen Bauernpferdchen, Tram-
bahnen sausen blitzschnell [dahin]“ (SZ
282). Moskau als Stadt des Wandels und
Gegensatzes zwischen neu und alt äußert
sich auch im Verkehrswesen. Modernste
Automobile, Trambahnen und Ober -
leitungsbusse teilen sich das veraltete
Straßenpflaster mit ebenso alten Drosch-
ken. Die Moskauer Straße wandelt sich
„vom langsamen Droschkengaul zum rat-
ternden Autobus, vom Iswoschtschik
zum Chauffeur“ (JR 81). Festzuhalten ist,
dass beide Autoren explizit festhalten,
wie die moderne Welt auf einem  alten
Untergrund sich flink fortbewegt. Das ist
freilich einerseits als Hinweis auf die
technische Rückständigkeit Russ lands zu
verstehen, andererseits allerdings auch im
Hinblick auf die gesellschaftliche Rück-
ständigkeit des ehemaligen Zarenreichs
hin gemünzt. Beide  Autoren sind sich des
schweren Erbes bewusst, eine stark agra-
risch geprägte Gesellschaft schnellstmög-
lich vorwärtsbringen zu müssen.

Im Museum und Theater

Naturgemäß belassen es beide Autoren
nicht dabei, einfach nur durch Moskaus
Straßen zu flanieren und das Beobachte-
te zu schildern. Stefan Zweig zum Bei-
spiel zieht es in Moskaus Museen und
Theater. Eine interessante Wahl, sind
beides doch zutiefst bürgerliche Institu-
tionen. „Ununterbrochen sind sie von
Besuchern durchflutet, Soldaten, Bauern,
Volksfrauen, die vor einem Jahrzehnt
noch nicht wußten, was ein Museum war,
sie alle durchziehen jetzt in breiten, an-
dächtigen Trupps die Schauräume […]“
(SZ 293) Das uns zuvor bei Zweig be-
reits begegnete Phänomen der Masse
trifft hier nun auf Museen. Auf den ers -
ten Blick ein Widerspruch, denn  Museen
werden – berühmte Urlaubsdestinationen

in der Hochsaison vielleicht ausgenom-
men – selten von Menschenmassen
„durchflutet“ (SZ 293). Durch die Ver-
knüpfung der Menschenmasse, immer-
hin noch vor wenigen Jahren revolu-
tionäres Subjekt und Trägerin der russi-
schen Revolution, mit dem  Museum als
Ort des Bürgertums allerdings, wird hier
eine neue Praxis der Raumaneignung
ausgedrückt. Die politische Revolution
setzt sich sozusagen als proletarische
Kulturrevolution fort. Kunstwerke, ehe-
mals Ausdruck einer „Überwelt, […]
gehören [nun] den Massen“ (SZ 293)
und das Museum wird zu einem Ort,
welcher von eben jenen Massen, einer
Naturgewalt gleich, „durchflutet“ wird.
In diesem Zusammenhang ist es auch er-
wähnenswert, was Zweig über die Menge
der Museen in Moskau sagt: „Man hat die
Palais, die zahllosen Klöster, die Privat-
wohnungen mit einem Ruck ausgeräumt
und die reichsten davon selbst wieder in
Museen verwandelt, so daß sich deren
Zahl zumindest verdreifacht, wahrschein-
lich aber verzehnfacht hat.“ (SZ 291) Ste-
fan Zweig macht hier eine weitere ganz
fundamentale Raumaneignung deutlich.
Ehemalige Palais, Klöster und Privat-
wohnungen, sämtlichst Privateigentum
und repräsentative Zeichen einer bürger-
lichen, klerikalen sowie aristokratischen
Klasse, wurden „kommunalisiert“ (SZ
292), also enteignet und so umgedeutet,
dass sie nun dem Kollektiv gehören. Pa-
lais, Klöster und Privatwohnungen sind
ursprünglich architek tonisch – etwa
durch Zäune oder Mauern – klar von der
Umwelt abgetrennte Orte, nicht zugäng-
lich für die Öffentlichkeit. In der neuen
Gesellschaftsordnung allerdings verlieren
sie ihre ursprüngliche Funktion und wer-
den zu Museen, welche wie wir gesehen
haben, keine rein bürgerlichen Institutio-
nen mehr sind, sondern Orte des Proleta-
riats und des Kollektivs. Hinzu kommt,
dass sich deren Zahl laut Zweig verviel-
fachte, was erahnen lässt welche hohen
Zahlen an Kunstgegenständen enteignet
und somit  öffentlich zugänglich gemacht
wurden. Wir sehen gerade in der Be-
schreibung der Museen also eine massive
Raum aneignung von architektonischen
Orten mit ehemals elitärer Bedeutung,
hin zu Orten der Masse.

Auch andernorts wird die Nivellierung
von sich ehemals architektonisch mani-
festierenden Klassenverhältnissen be-
schrieben. So schildert Stefan Zweig
 einen Theaterbesuch: „Der Unterschied
zwischen Parterre, Logen und höchster
Galerie restlos aufgelöst, da und dort Ar-
beiter, Frauen, Fremde, Soldaten und die

spärlichen Reste der Exbürgerschaft,
 alles farblos und vollkommen durchein-
ander gemischt. […] Aber was dieses
Bild des Zuschauerraumes an Buntheit
verliert, gewinnt es an Einheitlichkeit.
Nirgends habe ich das Publikum eines
Theaters dermaßen als grauen, metalli-
schen Block, als Meer, als Masse zusam-
mengeschmiedet empfunden, wie dort in
den Theatern der verlorengegangenen
Eleganz. Gewiß: der Zuschauerraum
liegt im Schatten der Gleichgültigkeit
und Alltäglichkeit, er wirkt unfestlich,
bloß als dicht angefüllter Menschen-
raum, aber eben darum stelle man sich‘s
vor, wie scharf, wie verwirrend, wie zau-
berhaft dann der Kontrast wird, wenn
hinter der Rampe dann die doppelt wirk-
same Magie […] auftaucht.“ (SZ 303)
Klassenunterschiede lassen sich durch
das Theater besonders gut architekto-
nisch darstellen. Während separierte
 Logen den pekuniär und damit sozial
Bessergestellten zur Verfügung stehen,
sind Stehplätze in den hintersten Reihen
noch am erschwinglichsten und ziehen
eben jenes Publikum an. Es tut sich ein
Klassengefälle zwischen oben und unten,
hinten und vorne auf. Im Moskau des
Jahres 1928 allerdings hat die Masse Be-
sitz vom Theater ergriffen und entspre-
chende Unterschiede sind aufgelöst.
Stattdessen zeigt sich das graue Bild
 einer Masse, welches den Zuschauer-
raum des Theaters vom Schau- und Re-
präsentationsraum einer höheren Klasse,
in den Menschenraum der Masse ver-
wandelt. Der Besuch des Theaters findet
ob der aufgeführten Stücke, ob eines Bil-
dungsinteresses statt und hat jegliche
 repräsentative Funktion verloren. Man
flaniert nicht mehr ins Theater, um sich
zu präsentieren, man besucht es, um sich
zu bilden. Zweig benennt hier also völlig
neue soziale Praktiken.

Roter Platz und 
Lenin-Mausoleum

In den Reisetexten dieser Zeit unüber-
sehbar ist die Propagandafunktion der
Architektur. Sie beeindruckt die Reisen-
den durch ein klerikal anmutendes
 Moment oder etwa durch ihre schier un-
vorstellbare Größe, ihre geradezu ver-
schwenderische Raumnutzung, wodurch
sie auch zu einem Ausdruck von Macht-
fülle wird. Um die Propagandafunktion
von Architektur darzustellen, bedient
sich Stefan Zweig des Lenin-Mauso-
leums sowie eines alten, orthodoxen Hei-
ligtums. Bereits den Abschnitt über das
Mausoleum betitelt er mit „Das alte und
das neue Heiligtum“ (SZ 288). Zweig
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schen angereiht, Bauern, Soldaten,
Volksfrauen, Dorfweiber, ihre Kinder
auf dem Arm, Kaufleute, Matrosen – ein
ganzes Volk, hergekommen aus der un-
endlichen russischen Welt, das seinen
vom Schicksal gefällten Führer im
künstlichen Schein eines Lebens noch
einmal sehen will. Geduldig stehen sie,
die Hunderte, die Tausende, angereiht
vor dem modernen, ein wenig schachtel-
haften, sehr einfachen und symmetri-
schen Bau aus rotem kaukasischem
Holz, der selbst völlig schmucklos, nur
mit den fünf Buchstaben LENIN bestirnt
ist. Und man fühlt, hier wirkt sich diesel-
be Frömmigkeit desselben glaubensfana-
tischen Volkes aus, die sich dort drüber
niederwirft vor dem Bildnis der Madon-
na, nur hat eine geschickte Hand mit en-
ergischem Ruck sie vom Religiösen ins
Soziale gewandt, Führerverehrung statt
des Heiligendienstes.“ (SZ 288f.) Es sind
Menschen aus sämtlichen Volksschich-
ten, die das Lenin-Mausoleum besuchen,
wobei er mit „pilgern“ nochmals klar
macht, wie dieses neu errichtete Gebäu-
de offenbar die alten Kirchen ersetzt.
Wir erinnern uns dabei natürlich an Jo-
seph Roth, der genau das zu Beginn sei-
ner Schilderungen kritisierte. Zweig be-
merkt ebenfalls, wie alte durch neue Hei-
ligtümer ersetzt werden, findet dies je-
doch keineswegs würdig zu schelten,
sondern zeigt vielmehr Verständnis
dafür, wenn er erwähnt, wie hier den Be-
dürfnissen eines ausgesprochen gläubi-
gen Volkes Rechnung getragen wird.
Das Lenin-Mausoleum ist ein „neu auf-
gerichtetes Heiligtum“, ein Pilgerort für
das Gros der Bevölkerung. Architekto-
nisch allerdings verhält sich dessen Aus-
schmückung völlig konträr zu jenen or-
thodoxer Kirchen. Strotzen letztere vor
Prunk, Ikonen und Kerzenlicht, ist das
Lenin-Mausoleum zur Zeit des Besuchs
von Zweig noch ein „sehr einfache[r]
und symmetrische[r] Bau aus rotem kau-

zeigt damit den Gegensatz der früheren,
kirchlichen Macht und der neuen, bol-
schewistischen auf: „Vierzig Schritte
sind sie voneinander entfernt, das alte
und das neue Heiligtum Moskaus, das
Heiligenbild der iberischen Muttergottes
und das Grabmal Lenins. Das alte, rauch-
geschwärzte Heiligenbild steht unbeküm-
mert wie seit unzähligen Jahren in einer
kleinen Kapelle zwischen den beiden
Durchgängen des Tores, das zum  Roten
Platz führt. Unnennbare Scharen pilger-
ten früher hierher […]. Nun steht neben-
an die warnende Inschrift der neuen Re-
gierung: ,Die Religion ist Opium fürs
Volk.‘ Aber deshalb ist das alte Volks-
heiligtum doch unverletzt geblieben, der
Zugang jedermann gestattet, und tatsäch-
lich sieht man auch immer einige alte
Weiblein auf den Steinen knien oder im
Gebet ausgestreckt […].“ (SZ 288f.)
Zweigs Schilderung des orthodoxen Hei-
ligtums der „iberischen Muttergottes“
konzentriert sich darauf, dessen Alter
hervorzuheben. Das Heiligenbild ist
„alt“, „rauchgeschwärzt“ und steht dort
„wie seit unzähligen Jahren“. Diese Be-
schreibung drückt Unbeweglichkeit und
verlorenen Glanz aus, denkt man daran,
wie farbenfroh orthodoxe Ikonen eigent-
lich sind. Hier allerdings ist das Heiligen-
bild bereits „rauchgeschwärzt“ und seine
ursprüngliche Polychromie kaum noch
erkennbar. Flankiert wird das orthodoxe
Heiligtum mit einem Machtausdruck der
neuen Regierung, der „warnende[n] In-
schrift“, die Religion sei „Opium fürs
Volk“. Auch Joseph Roth berichtet von
dieser Inschrift und fügt hinzu, der „Spott
[sei] schon die schärfste Waffe, die der
Staat gegen die Kirche verwendet“ (JR
96). Ein Bildersturm erfolgte also nicht,
stattdessen entschied man sich dazu, be-
stehende Architektur durch propagandisti-
sche Botschaften zu ergänzen und da-
durch ein sakrales Moment zu schwächen.
Es ist auffällig, wie das einstige Heilig-
tum nicht nur von einer warnenden In-
schrift, sondern ebenso vom neuen Hei-
ligtum umgeben ist. Zwei Heiligtümer,
ein altes und ein neues, in unmittelbarer
räumlicher Nähe zueinander am Roten
Platz, den Zweig als „Herz Rußlands“ (SZ
286) tituliert. Der Ort für das Lenin-Mau-
soleum ist für propagandis tische und de-
monstrative Zwecke gut gewählt. Die
Schilderung des Lenin-Mausoleums steht
bei Zweig im völligen Gegensatz zu sei-
ner Beschreibung des alten Heiligtums:
„[…] die wirkliche Masse pilgert zum
neu aufgerichteten Heiligtum, dem Grab-
mal Lenins. In sechs- oder siebenfacher,
gewundener Schlange stehen die Men-

kasischem Holz, […] selbst völlig
schmucklos“ und nur mit „LENIN“
überschrieben. In der Beschreibung der
innenarchitektonischen Ausgestaltung
des Mausoleums schildert Zweig, wie
man zum Sarg „hinabschreiten soll“ (SZ
289) und Lenin dort „hellerleuchtet“ (SZ
290) zum Zentrum einer Inszenierung
wird. Nicht mehr Ikonen, nicht mehr
Gold und Prunk sind das Zentrum des
neuen Heiligtums, sondern Lenin selbst,
wie er mit Hilfe modernster Techniken
in einem lebensecht anmutenden
 Zustand gehalten und durch künstliches
Licht als einziges illuminiert wird.

Joseph Roth und das Bürgertum

Architektonisch sich ausdrückende
Klassenunterschiede wurden nivelliert,
umgedeutet, umfunktioniert. Die Frage
ist also, ob sich im postrevolutionären
Moskau Klassenunterschiede überhaupt
noch architektonisch manifestieren?
Zweig hat dafür keinen eindeutigen,
scharfen Blick, Roth dafür jedoch umso
mehr:  „Wer leuchtet mir von den Plakat-
wänden entgegen? – Der „Maharad -
schah“. Mitten in Moskau! […] Die Häu-
ser, in denen sie gespielt werden, sind
überfüllt. […] In den Auslagen der weni-
gen Frauen-Mode-Läden hängen alte
Kos tüme, lange, breite Glockenformen.
Bei den Modistinnen kann man die älte-
sten Hutformen sehen. Auf den Köpfen
der Bürgerinnen auch. [...] Ich ging in
den Maharadschah, um zu sehen, wer ihn
besuchte: […] Es kam die alte, geschla-
gene Bourgeoisie. […] Ich spreche jetzt
vom alten russischen Bürger. Denn
schon wächst ein neuer heran. […] Stark,
 lebendig, aus einem ganz andern Materi-
al als sein Vorgänger, ein Freibeuter halb
und halb ein Händler, trägt er mit einem
gewissen Trotz seinen Namen: Nep-
mann, der im ganzen Land und jenseits
der Grenzen einen degradierenden Klang
hat.“ (JR 43f.)

Der 1927 fertiggestellte Werksklub „Kautschuk“ in Moskau
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beide Autoren dem historisch bedingten
stilistischen Wildwuchs in ihren Be-
schreibungen Rechnung tragen, Ideen
 eines Miljutins allerdings völlig fehlen.
Es zeigt sich, dass die weiter oben be-
schriebenen architekturtheoretischen
Diskurse theoretischer Natur blieben.
Nebst all den Gemeinsamkeiten der Ar-
chitekturdarstellung beider Autoren ist
jedoch ein wesentlicher Unterschied zu
konstatieren. Bei Roth sind es vor allem
die Gebäude selbst, die von der Revolu -
tion künden. Der Versuch die alte
 Gesellschaft zu überwinden und eine
neue, egalitäre Welt aufzubauen, wird
bei ihm zuvorderst architektonisch aus-
getragen. Die Menschen in den Straßen
sind für Roth bestenfalls Staffage.

Stefan Zweig hingegen lässt die Archi-
tektur Kulisse sein für völlig neue Prakti-
ken der Raumnutzung und Aneignung.
Für ihn ist die Revolution lebendig und
verkörpert durch die Menschen, die er
als eine geradezu unaufhaltsame Masse
erlebt. Die alte Architektur muss über-
wunden werden, wofür es zwei Strate -
gien gibt: Einerseits ist es die Errichtung
neuer, repräsentativer Architektur wie im
Falle des Lenin-Mausoleums, oder aber
es entwickeln sich neue Praktiken, den
bestehenden, zur hierarchischen Nutzung
gedachten Raum egalitär einzusetzen.
Joseph Roth also inszeniert den Kampf
zweier Gesellschaftssysteme mit der
 Architektur als Akteur und den Men-
schen als Komparsen, während Zweig
Architektur zur Kulisse dieses Kampfes
macht, die von den Akteuren, Menschen
also, ausgefüllt wird.
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Schließlich wurden zusätzlich männliche
und insbesondere ab 1944 auch weib -
liche KZ-Häftlinge in der (Rüstungs-)Pro-
duktion eingesetzt, um deren Zuteilung
zum Arbeitseinsatz sich die Firmen -
leitung der Hirtenberger Gustloff-Werke
Mitte 1944 bemühte. Dabei sprach sich
der Werksdirektor dezidiert gegen jüdi-
sche Häftlinge aus: „Falls es sich irgend-
wie einrichten lässt, möchten wir Sie bit-
ten, jüdische weibliche KZ-Häftlinge
möglichst zum Einsatz hier nicht vorzu-
sehen.“5 Im darauffolgenden Monat be-
gann die Einrichtung eines Konzentra -
tionslagers in Hirtenberg. Zu diesem
Zweck wurden mehrere Baracken inner-
halb des bereits bestehenden, einige hun-
dert Meter von der Fabrik entfernten
ZwangsarbeiterInnen-Lagers („Am Wein -
berg“) räumlich abgetrennt. Am 28. Sep-
tember 1944 trafen die ersten Häftlinge
in Hirtenberg ein. Es waren 391 Frauen,
die aus Auschwitz überstellt worden wa-
ren.6 Nachgewiesen ist auch die Ankunft
eines zweiten Transports mit elf weiteren
weiblichen Häftlingen am 27. November
1944. Drei der Frauen wurden aus
 Auschwitz, die übrigen acht aus Ravens-
brück nach Hirtenberg überstellt. Helga
Amesberger und Brigitte Halbmayr ge-
hen davon aus, dass diese elf Häftlinge
als Sanitätspersonal eingesetzt werden
sollten. Die sich daraus ergebende Ge-
samtzahl von 402 Personen stellt die Un-
tergrenze dar, denn möglicherweise fan-
den noch weitere Transporte nach Hir-
tenberg statt.7 Der meisten Häftlinge
stammten aus der Sowjetunion (rund 48
Prozent), Italien (rund 25 Prozent, darun-
ter auch Sloweninnen aus dem von Itali-
en besetzten Teil des Landes) und Polen
(rund 24 Prozent). Mit nur einzelnen
Ausnahmen galten alle als politische
Häftlinge („Schutzhäftlinge“). Der
 Altersdurchschnitt lag bei rund 23 Jah-
ren. Die Jüngsten waren gerade 16, die
älteste der Frauen 58 Jahre alt.8 Außer-
halb Mauthausens befand sich damit in
Hirtenberg nach dem KZ Lenzing das
zweitgrößte Frauen-Konzentrationslager
auf dem Gebiet des heutigen Österreich.
Zehn der in Hirtenberg internierten und
bis zur Befreiung verstorbenen Häftlinge
sind namentlich bekannt.9 Bewacht von
25 SS-Angehörigen sowie, im Innen -
bereich des Lagers, von Aufseherinnen,

mussten die Häftlinge täglich den Weg
zu den 1940 fertiggestellten Produk -
tionsstätten im dichten Wald auf dem
Lindenberg oberhalb des Ortes zurück -
legen, um in Zwölfstunden-Schichten
dieser gefähr lichen Arbeit nachzugehen.
Die sieben ehemals in Hirtenberg inhaf-
tierten Frauen, die im Rahmen des von
2001 bis 2003 durchgeführten Mauthau-
sen Survivors Documentation Project
 interviewt werden konnten, berichteten
von häufigen Explosionen bei der Muni-
tionsverfertigung auf dem Lindenberg.10

Bis zur Evakuierung des Lagers verstar-
ben mindestens zwei der Frauen, die 19-
jährige Walentina Gulja und die 23-jähri-
ge Štefanija Rojic. Bemerkenswerter -
weise wurden die Namen beider Frauen
auf dem Grabstein des „Kriegergrabes“
im Ortsfriedhof verzeichnet – zusammen
mit den gefallenen Hirtenberger Solda-
ten des Ersten Weltkriegs, des Zweiten
Weltkriegs, „2 SS-Männer[n]“, einem
sowjetischen („russischen“) Soldaten so-
wie vermutlich mit den ums Leben ge-
kommenen Zwangsarbeitern. Dabei sind
weder die Namen der beiden verstorbe-
nen Frauen auf dem Grabstein korrekt
wiedergegeben,11 noch befinden sich
 ihre sterblichen Überreste in diesem
Grab. Štefanija Rojics Leiche wurde
1957 exhumiert und in die Gedenkstätte
Mauthausen überführt. Walentina Gulja
war zu keinem Zeitpunkt im Ortsfriedhof
begraben. Sie wurde „seinerzeit neben
 einem alten Hühnerstall vor einem Mist-
haufen verscharrt. Der Leichnam war
nicht auffindbar.“12

Anfang April 1945 wurden die in Wien
und Umgebung gelegenen KZ-Außen -
lager aufgelöst. Die Häftlinge wurden in
Richtung Westen, teilweise nach Steyr
und weiter nach Gusen, zumeist aber
nach Mauthausen getrieben.13 Auch die
„Hirtenbergerinnen“ mussten sich auf
den rund 170 Kilomater langen „Evaku-
ierungsmarsch“ in das Konzentrations -
lager Mauthausen begeben. Sieben
 sowjetische politische Häftlinge über -
lebten diese Strapazen nicht. Sie wurden
von der SS ermordet. 48 Frauen gelang
es, ihren BewacherInnen zu entkom-
men.14 Die anderen Frauen, die am
18./19. April in Mauthausen ankamen,
wurden trotz der mittlerweile herrschen-
den chaotischen Zustände Arbeits -

I
n Hirtenberg, einer Kleinstadt am Ein-
gang des Triestingtals rund 30 Kilo-
meter südwestlich von Wien, befand

sich das zweitgrößte Frauen-Konzentra-
tionslager auf dem Gebiet des heutigen
Österreich. Über 400 weibliche Häftlin-
ge mussten hier für die Hirtenberger
 Patronenfabrik Zwangsarbeit leisten.
Jahrzehntelang kaum beachtet, erfuhr
dieses Außenlager des KZ Mauthausen
zuletzt große mediale Aufmerksamkeit.
Während im April 2024 wenige hundert
Meter vom ehemaligen Lagergelände
entfernt ein Denkmal errichtet wurde,
liefen bereits die Vorbereitungen für den
Bau eines Gewerbeparks auf dem Areal,
wodurch die verbliebenen Relikte zer-
stört zu werden drohen. 

Einrichtung des 
Frauen-Konzentrationslagers

Die bereits um 1860 gegründete Hir-
tenberger Patronenfabrik wurde kurz
nach dem „Anschluss“ Österreichs „ari-
siert“ und von der nationalsozialistischen
Wilhelm-Gustloff-Stiftung übernom-
men.1 Ihr früherer Eigentümer, der pro-
minente Industrielle und Unterstützer der
Heimwehren Fritz Mandl, hatte das Un-
ternehmen zu einem der bedeutendsten
sowie bekanntesten Rüstungsunter -
nehmen Österreichs gemacht. 1933 war
die Patronenfabrik der Umschlagplatz
von (illegalen) Waffenlieferungen des
faschistischen Italiens in das verbündete
Ungarn. Diese von sozialdemokratischen
Arbeitern aufgedeckte „Hirtenberger
Waffenaffäre“ löste internationale Span-
nungen aus. 1935/1936 zählte die Fabrik
bereits rund 3.800 Beschäftigte und stell-
te eine Million Patronen täglich her.2

Nach der NS-Machtübernahme wurde
die Produktion erneut erheblich ausge-
weitet. Das Werk gehörte im NS-Regime
zu den Hauptproduzenten von Munition
auf dem Gebiet des heutigen Österreich.3

Um dem Arbeitskräftemangel entgegen-
zuwirken, wurden im Verlauf des Krie-
ges auch in Hirtenberg mehrere tausend
ZwangsarbeiterInnen, vorwiegend Frau-
en aus der Ukraine, sowie Kriegsgefan-
gene eingesetzt.4 Nur durch die rück-
sichtslose Ausbeutung der Arbeitskraft
insbesondere osteuropäischer „Fremd -
arbeiterInnen“ konnte die NS-Kriegs-
wirtschaft aufrechterhalten werden.

Zwischen politischen und ökonomischen Interessen:

(K)eine KZ-Gedenkstätte in Hirtenberg?
Michael hollogschWandtner
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kommandos zugewiesen. Bis zur Befrei-
ung des KZ Mauthausen knapp zwei
Wochen später starb noch eine weitere
der Frauen aus Hirtenberg.15

Die Produktionsanlagen auf dem Lin-
denberg wurde schließlich durch die
 sowjetische Armee gesprengt.16 Den-
noch sind bis heute Relikte, insbesondere
Fundamentreste und betonierte Versor-
gungskanäle, im Wald zu finden. Die
Munitionsfabrik im Ort wurde zunächst
als ehemaliges „Deutsches Eigentum“
unter sowjetische Verwaltung gestellt
und 1957 dem früheren Eigentümer re-
stituiert.17 In der heutigen Hirtenberger
Defence Europe GmbH, dem Nachfolge-
unternehmen der Hirtenberger Patronen-
fabrik, werden nach wie vor Waffen pro-
duziert. Die Firma ist eine der größten
Arbeitgeber des Triestingtals. Am ehe-
maligen Lagergelände selbst wurden die
Baracken nach der Befreiung entfernt.
Wenngleich das Areal in den folgenden
Jahrzehnten anderweitig genutzt wurde,
blieb es unverbaut.

Staatliche Geschichtspolitik
an KZ-Außenlagern

Nach 1945 bestand von staatlicher Sei-
te jahrzehntelang kaum Interesse daran,
die Relikte von NS-Massenverbrechen
zu sichern und Denkmäler oder gar insti-
tutionalisierte Gedenkstätten an Orten
ehemaliger Konzentrationslager zu
 errichten. Die Etablierung einer Gedenk-
stätte in Mauthausen 1949 ging auf eine
Verpflichtung gegenüber der Sowjetunion
zurück. So wurden die baulichen Über -
reste der Außenlager trotz deren histori-
scher Bedeutung für das Funktionieren
des NS-Wirtschaft sowie trotz des Lei-
dens zehntausender Häftlinge an diesen
Orten zumeist entfernt oder anderweitig
genutzt. Erst mit dem Ende des Opfer-
mythos als Staatsdoktrin und der
 Europäisierung des Gedenkens an die
Massenverbrechen des NS-Regimes er-
höhte sich das staatliche Interesse an der
Gedenkstätte Mauthausen und infolge-
dessen auch an dessen Außenlagern
deutlich. NS-Gedenkstätten wurden auch
in Österreich von gesellschaftlich mar-
ginalisierten Einrichtungen zu „staatstra-
genden Lernorten.“18 Aufgrund der inter-
nationalen Reaktionen auf die Regie-
rungsbeteiligung der FPÖ im Jahr 2000
erhielt diese Entwicklung in Österreich
eine besondere Dynamik. Zu den zahlrei-
chen geschichtspolitischen Aktivitäten
der ÖVP/FPÖ-Regierung zählten erste
Schritte zur Umsetzung der von Histori-
kerInnen und Opferverbänden seit lan-
gem geforderten Reform der Gedenkstätte

Mauthausen und damit auch den Beginn
einer verstärkten Hinwendung zu den
ehemaligen Mauthausener Außenlagern.
Die seither gesetzten Maßnahmen bein-
halten etwa die Errichtung eines Besu-
cherzentrums an der Gedenkstätte Gusen
2004, die Pacht des ehemaligen Lager-
geländes Loibl Süd durch das Innenminis -
terium 2008 sowie die Verabschiedung
des Gedenkstättengesetztes im Jahr
2016. Letzteres bedeutete die Ausgliede-
rung der Gedenkstätte Mauthausen aus
dem Bundesministerium für Inneres. Die
„Bewahrung und Förderung des Geden-
kens“ auch an sämtlichen Orten ehemali-
ger Außenlager auf dem Gebiet des heu-
tigen Österreich, also sowohl jene des
KZ Mauthausen als auch jene des KZ
Dachau (welche zumeist wenig Auf-
merksamkeit erfahren), wurde dabei als
eine der Aufgaben der neu geschaffenen
Bundesanstalt KZ-Gedenkstätte Maut-
hausen gesetzlich verankert. Beim ge-
genwärtig größten Projekt am Ort eines
ehemaligen Außenlagers handelt es sich
um die umfangreiche Erweiterung der
Gedenkstätte Gusen.19 Auch die aktuelle
ÖVP-SPÖ-NEOS-Bundesregierung hat
den „Ausbau der Gedenkkultur in den
Regionen und Unterschutzstellung und
Sichtbarmachung von Orten der NS-Ver-
brechen“ im Regierungsprogramm veran-
kert.20 Ein „verstärkter Fokus auf die über
40 Außenlager des ehemaligen KZ-Maut-
hausen“ hätte auch, wie dem geleakten
Verhandlungsprotokoll zu entnehmen ist,
Eingang in das Regierungsprogramm ei-
ner FPÖ-ÖVP-Koalition gefunden. Die
entsprechende Passage war bereits als
grün gekennzeichnet, es konnte also
 bereits eine Einigung erzielt werden.21

Projekt Gedenkstelen und die
Zerstörung von Überresten

Die Bemühungen lokaler Gedenk -
initiativen, die sich insbesondere ab den
späten 1980er Jahren an vielen Orten
ehemaliger KZ-Außenlager gegründet
hatten, wurden mit diesen geschichts -
politischen Verschiebungen vermehrt
von staatlicher Seite aufgegriffen und
(finanziell) unterstützt. Dies führte zur
Errichtung von Gedenkzeichen und teil-
weise von (institutionalisierten) Gedenk-
stätten sowie zur Etablierung pädagogi-
scher Angebote. So werden durch das
Mauthausen Komitee Österreich (MKÖ)
seit 2012 an 20 Orten ehemaliger Außen -
lager Rundgänge angeboten, darunter
auch in Hirtenberg. 

Der ehemalige Schuldirektor Erich
Strobl ist seit vielen Jahren um eine Auf-
arbeitung bemüht. Zuletzt fanden sich

mehrere Personen zur Initiative KZ-
 Gedenkstätte Mauthausen-Außenlager
Hirtenberg zusammen, die mit der
 Gedenkstätte Mauthausen bei der Errich-
tung der „Außenlager-Stele“ kooperier-
ten. Dieses Denkmal war von der
 Gedenkstätte Mauthausen unter Einbin-
dung lokaler Gedenkinitiativen in einem
partizipativen Verfahren entworfen wor-
den.22 Die Stelen dienen der einheit -
lichen Kennzeichnung der Orte ehemali-
ger Außenlager. Sie sind in Form von
über vier Meter hohen Säulen gestaltet,
die aus den ‘Häftlings-Winkeln‘ nach -
empfundenen aufeinander aufliegenden
Betonprismen bestehen. Auf diesen Pris-
men sind die Ortsnamen, die Entfernung
und die Richtung der Standorte sämt -
licher anderer ehemaligen Außenlager
sowie zum „Stammlager“ angeführt. Die
jeweiligen Himmelsrichtungen werden
durch die Ausrichtung des jeweiligen
Betonprismas angezeigt. Die erste
„Außenlager-Stele“ wurde im Mai 2023
an der Gedenkstätte Melk errichtet, ge-
folgt von Gunskirchen, Hirtenberg und
St. Ägyd im Jahr 2024. Ziel ist es, an
 allen Orten ehemaliger Außenlager
 sowie in Mauthausen ein solches Denk-
mal zu errichten.

Im November 2024, rund ein halbes
Jahr nach der Errichtung der Gedenkste-
le in Hirtenberg, wurde durch Recher-
chen von Falter und Wiener Zeitung
 öffentlich bekannt, dass auf dem Areal
des ehemaligen KZ Hirtenberg, welches
sich auf dem Gemeindegebiet des Nach-
barortes Leobersdorf befindet, ein Ge-
werbepark gebaut werden soll. Die Im-
mobilien-Firma des Leobersdorfer Bür-
germeisters Andreas Ramharter (Liste
Zukunft Leobersdorf) hatte das Grund-
stück im Jahr 2021 gekauft und schließ-
lich an ein Bauunternehmen weiterver-
kauft, bevor der Gemeinderat das Grund-
stück durch eine Umwidmung aufwerte-
te, wie die beiden Medien berichteten.23

Bereits 2021 nahm die Gedenkstätte
Mauthausen unter anderem Kontakt mit
Ramharter auf und versuchte, „für das
Areal des ehemaligen Frauen-KZ Hirten-
berg und die darauf befindlichen bau -
lichen Relikte eine ihrer historischen und
moralischen Bedeutung angemessene
Bewertung zu erwirken.“24 Ungeachtet
der Bemühungen der Gedenkstätte
Mauthausen hielten Grundstückseigen -
tümer wie Gemeinde an dem Bauvor -
haben fest, was große mediale Aufmerk-
samkeit hervorrief. Vonseiten des Bun-
desdenkmalamtes wurde festgehalten,
dass die unter der Erde befindlichen
 Reste des ehemaligen Lagers „im Sinn
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27/ Mauthausen Memorial: Keine Erinnerung an

ehemaliges Frauen-KZ?

des Denkmalschutzgesetzes nicht ausrei-
chend [sind], um sie unter Denkmal-
schutz zu stellen“, wenngleich dadurch
„selbstverständlich nicht aus[geschlos-
sen wird], dass aus  anderen Gründen, et-
wa im Rahmen der Flächenwidmung und
der Nutzung, die Geschichte des Ortes
besonders berücksichtigt wird.“25 Von-
seiten der Hirtenberger Defence Europe
sind keine Bemühungen bekannt, die
Zerstörung der Überreste zu verhindern,
doch es erfolgte zivilgesellschaftlicher
Proteste verschiedener Akteure. So hiel-
ten der KZ-Verband/VdA Niederöster-
reich und Wien gemeinsam mit der Ge-
werkschaftsorganisation AUGE Jugend
Ende November 2024 eine Mahnwache
am ehemaligen Lagergelände ab.26 Im
Dezember veröffentlichten die Gedenk -
stätte Mauthausen, das MKÖ, die Israeli-
tische Kultusgemeinde sowie die lokale
Gedenkinitiative einen gemeinsamen
Appell, „die Bauabsichten hintanzustel-
len und umgehend mit allen Beteiligten
und Interessensvertretern in einen Dialog
zu treten, um gemeinsam zu erarbeiten,
wie die Geschichte des Ortes sichtbar
und ein angemessenes, würdiges Geden-
ken an die Opfer des Frauen-KZ Hirten-
berg vor Ort möglich gemacht werden
kann.“27 Eine von Daniel Landau initiier-
te Unterschriftenaktion mit der an Bun-
desinnenminister Gerhard Karner adres-
sierten Forderung, den Bau des Gewerbe -
parks zu verhindern und eine Gedenk-
stätte einzurichten, wurde bis Anfang Fe-
bruar von über 13.500 Menschen unter-
zeichnet. Wenngleich die Vorarbeiten
zur Bebauung bereits begonnen hatten,
wurde Ende 2024 mit der Gemeinde die
Einrichtung einer Arbeitsgruppe be-
schlossen, um andere Möglichkeiten
 eines würdigen Gedenkens zu diskutie-
ren. Ob es dazu kommt und in wie dies
aussehen kann, ist noch offen.
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Die 2024 enthüllte „Außenlager-Stele Hirtenberg“
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„Do. 11. [April 1963] Rückreise [aus
Ungarn]: Wir essen in Wien beim unga-
rischen Minister Sebès zu Mittag. Wie-
ner Neustadt, Semmering (787), Leoben,
Schobert[sic]-Pass (849m), Liezen
(Übernachtung).“ – Eigentlich wusste
ich bisher fast nichts über Maurice
 Thorez. Gerne hätte ich früher davon
 erfahren, dass er 1963 in jenem Ort, in
dem ich meine Kindheit verbracht habe,
übernachtet hat. Womöglich im längst
der Vergessenheit anheimgefallenen
Gasthof Kink? Oder im Hotel Karow,
das zwischen Bundesstraße und Bahnhof
seit Jahren auf den Abriss wartet?

Seit den 1930er Jahren war Thorez
jahrzehntelang Generalsekretär der
Kommunistischen Partei Frankreichs
(PCF) und mit Georgi Dimitroff und
 Palmiro Togliatti einer der führenden
nichtsowjetischen Funktionäre der Kom-
munistischen Internationale bzw. der
kommunistischen Weltbewegung. Ich
hätte vielleicht nicht zu seinem nun auf
Deutsch erschienenen fast 900 Seiten
umfassenden Tagebuch gegriffen, wenn
es nicht mit einer außergewöhnlichen
Besonderheit verbunden wäre: Im Alter
von 50 Jahren erlitt der im Jahr 1900
 Geborene einen Schlaganfall, nach dem
er halbseitig (rechts) gelähmt war. Fast
zwei Jahre lang wurde er danach vor-
zugsweise in der Sowjetunion medizi-
nisch betreut und durch verschiedene
Therapien und Kuren (u.a. am Schwarzen
Meer, samt Besuch von Stalin, oder in
Abchasien) so weit wiederhergestellt,
dass er 1952, wieder zurück in Frank-
reich, beschloss, ein Tagebuch zu führen.
Mit der linken Hand schrieb der Rechts-
händer beginnend mit dem 25. Novem-
ber – sich selbst diszipliniert therapie-
rend – zunächst täglich einen einzigen
kurzen Satz nieder.

Das Dutzend seiner letzten Lebens -
jahre, das das Tagebuch notizenhaft be-
schreibt, umfasst einen sowohl für die
Weltpolitik als auch für den Kommunis-
mus bedeutsamen Zeitraum. Es beinhal-
tet – nach einigen Jahren ausführlicher
und schließlich auch mit der rechten
Hand geschrieben – keine tiefschürfen-
den theoretischen Abhandlungen, aller-
dings streift es die gesamte Lebens -
realität dieses bedeutsamen Franzosen.

Aufgewachsen in einer Bergarbeiter -
familie im nordfranzösischen Kohle-
becken an der Grenze zu Belgien, be-
gann Thorez nach dem Pflichtschul -

tischer Weltbewegung belegen und we-
nig untersucht sind. Schließlich scheute
er sich auch nicht, Friedrich Engels
„falsche, preußisch-nationalistisch ge-
färbte Thesen“ zu unterstellen (Eintrag
am 8. Juli 1962). Thorez nahm dabei auf
Engels’ Schrift „Der Magyarische
Kampf“ (1849) Bezug, die er dahin -
gehend interpretierte, dass Engels ins -
besondere den slawischen Völkern „jeg-
liche Fähigkeit zur Weiterentwicklung
absprach“.

Immer wieder flocht Thorez kurze Be-
merkungen zu seinem Gesundheitszu-
stand ein, z.B. am 9. Dezember 1953:
„Zum ersten Mal halte ich beim Mittag -
essen die Gabel ausschließlich mit der
rechten Hand“, oder am 8 November
1955: „halte meine erste öffentliche Re-
de“ und am 20. Februar 1956: „Ich
schneide und feile mir die Fingernägel,
an beiden Händen“. Am 12. September
1957 ist zu lesen: „Neue Fortschritte mit
der Hand: Ich knöpfe meine Weste zu
und auf.“ Auch erwähnt Thorez in die-
sem Zusammenhang bisweilen jene
 sowjetischen Ärzte, die ihn behandelt
hatten und seinen Zustand auch ge -
legentlich überprüften: „Allgemeiner
Zustand ausgezeichnet.“ (19. Juli 1955)

Familienmensch und 
Freundschaft mit Picasso

Manchmal spielt seine Gesundheit
auch bei Notizen über die gemeinsamen
Zeiten mit der Familie eine Rolle, etwa
bei den ersten hundert Metern Schwim-
men oder den sich steigernden Distanzen
beim Spazieren und Wandern. Am
10. Mai 1930 hatte Thorez in Moskau die
Textilarbeiterin Jeannette Vermeersch
(1910–2001) kennengelernt; er notierte
dieses Datum zum Jahrestag mehrmals,
auch 30 Jahre später: „Es war Liebe auf
den ersten Blick.“ Dasselbe gilt für den
Jahrestag des Beginns ihres Zusammen-
lebens. Ab 1950 arbeitete Vermeersch
als in Frankreich beliebtes und interna-
tional geachtetes Mitglied des Politbüros
der PCF. Konzerte, Kino, Ausstellungen
und Ausflüge (meist kulturell, aber auch
mehrmaliges Zelten!) prägten das Fami-
lienleben mit den gemeinsamen drei
Söhnen, das eher mit Jeannette als mit
diesen zu kurz kommt. Und darüber hin-
aus schenkte er – neben seiner Mutter –
auch anderen Familienangehörigen Auf-
merksamkeit und Zeit: Tanten, Onkeln,
Cousins, Nichten…

abschluss mit zwölf Jahren, am 17. Juli
1912, in der Sortieranlage von „Grube 4“
zu arbeiten. Unter anderem mit Ho Chi
Minh war er nach dem Ersten Weltkrieg
Mitbegründer der Kommunistischen Par-
tei Frankreichs, wurde schnell als energi-
scher, rhetorisch begabter Aktivist der
Bergarbeitergewerkschaft bekannt und
bereits 1924 in das Zentralkomitee und
1925 in das Politbüro der Partei gewählt.

Selbstständiger Denker und
pragmatischer Politiker

Maurice Thorez war ab 1930 als Gene-
ralsekretär ein erfrischend selbstständi-
ger Denker und pragmatischer Politiker,
auch wenn dies auf den ersten Blick
nicht so erscheinen mag – in der Öffent-
lichkeit war er als treuer Gefolgsmann
Stalins und unbeirrbarer Verteidiger der
Sowjetunion bekannt. Aber er war be-
reits in den 1920er Jahren ungeachtet
harter Kritik an der Sozialistischen Partei
ein Verfechter der Einheitsfrontpolitik.
Entgegen manchen Strömungen in der
Partei profilierte er sich als konsequenter
Verfechter des Befreiungskampfes in
den Kolonien, was ihm bereits 1929 die
Verurteilung zu einem Jahr Gefängnis
einbrachte.

Später folgte er Chruschtschows
 Abrechnung mit Stalin zunächst distan-
ziert, wiewohl er mit Elena Stassowa be-
freundet war, die 1948 wegen ihres Ein-
tretens für den 1938 hingerichteten
 Nikolai Bucharin mit einer „strengen
Parteirüge“ eine Zeit lang in der Ver -
senkung verschwunden war und deren
Wiederbegegnung er mit Freude regis -
trierte. Chruschtschows Respekt sowie
seiner für diesen sind dem Tagebuch zu
entnehmen. Die Niederschlagung des
Aufstands im Jahr 1956 in Ungarn ver-
teidigte er – geopolitisch weniger abwe-
gig als es heute erscheint – auch mit dem
Hinweis auf den gleichzeitig begonne-
nen Krieg seines eigenen Landes (ge-
meinsam mit Großbritannien und Israel)
gegen Ägypten wegen dessen Verstaat -
lichung des Suez-Kanals.

Zugleich hatte Thorez zum Weg
 Jugoslawiens oder zu jenem der
Kommunis tischen Partei Italiens bis zu-
letzt gravierende Einwände, mit denen er
nicht hinter dem Berg hielt. Generell fin-
det man im Tagebuch unzählige heute
vergessene Einzelheiten und Fakten, die
sowohl die Dialektik als auch die Ver -
mischung von Geopolitik und kommunis -

Das außergewöhnliche Tagebuch von Maurice Thorez
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zu Protesten von kommunistischen
Funktionären sowohl in Frankreich als
auch in der Sowjetunion und darüber
hinaus: „Unheroisch“ und „unange -
messen“ waren noch die glimpflichsten
Verwünschungen. Thorez verteidigte
 Picasso und schlichtete. Eine vergleich-
bare Rolle spielte er, als mit seiner und
Jeannettes Hilfe eine Ausstellung von
Werken seines 1955 verstorbenen Maler-
freundes Fernand Léger in Moskau
eröffnet werden konnte. Lautstarke Dog-
matiker eines angeblichen „Sozialis -
tischen Realismus“ waren empört. Auch
in der Auseinandersetzung mit der KP
Chinas und dem frankophilen Enver
Hoxha Albaniens setzte er bis zuletzt auf
Verständnis und Vermittlung, bis er
letztlich gegen den „Polyzentrismus“ die
sowjetische Position verteidigte.

Konsequenter Antikolonialist

Das alles findet insbesondere ab Mitte
der 1950er Jahre vor dem Hintergrund
der Zuspitzung des Algerienkrieges statt.
Nur wenige Kundige außerhalb Frank-
reichs oder Algeriens dürften eine
 Ahnung vom politischen Klima und den
gewalttätigen Auseinandersetzungen in
Frankreich haben. Beschlagnahmungen
der Parteizeitung „Humanité“ und ande-
rer nicht nur kommunistischer Publika-
tionen waren damals nichts Besonderes,
Verhaftungen, Verurteilungen und selbst
die Ermordung von friedlichen Mani -
festanten oder lediglich Oppositionellen
eine Selbstverständlichkeit, und über
 Algerien selbst notierte Thorez mehr als
fünf Jahre vor der Unabhängigkeit, am
7. Februar 1957: „Die Guillotine ist in
Algerien ständig in Betrieb.“

Mit ähnlicher Eindeutigkeit positio-
nierte sich Thorez gegenüber dem
nachnazistischen Westdeutschland, bei-
spielsweise zu den Verhandlungen über
jene Verträge, die zur Gründung der heu-
tigen EU führten. Am 22. Februar 1957
notiert er: „Die deutsche Regierung be-
grüßt den Entwurf eines Vertrags über
,Eurafrika‘, der es ihr ermöglichen wür-
de, von der Ausbeutung der afrikanischen
Völker zu profitieren, die mit dem Blut
junger Franzosen unter dem Kolonial  joch
gehalten werden.“ Und Adenauers Prote-
gierung von Nazis für bedeutende Posi-
tionen skandalisierte er nicht nur im be-
sonders abstoßenden Fall des Bundes-
wehrgenerals Hans Speidel, der ab 1940
in Paris als Stabschef für die Besatzer
fungiert hatte und 1957 auf einen
 NATO-Posten gehievt wurde. Schließ-
lich können heutige Kämpfer für das
„Friedensprojekt EU“ dem Tagebuch

entnehmen, dass es US-Außenminister
John Foster Dulles war, der 1953 die
„Schaffung einer europäischen Armee“
forderte, was nicht nur bei der französi-
schen KP „Erschütterung, und
Empörung“ auslöste (15.12.1953).

Ende der 1950er Jahre versuchte Tho-
rez, die Position des Generalsekretärs der
Partei abzugeben, immer wurde er „ge-
gen meinen Willen“ (20.3.1959) zum
Bleiben überredet, auch weil er fraglos
der in der Bevölkerung beliebteste Füh-
rer der PCF war. Erst zwei Monate vor
seinem Tod setzte er sich durch. Thorez
starb am 11. Juli 1964 während einer
Schiffsreise in die Sowjetunion. Mehr als
eine halbe Million Menschen wohnten in
Paris seiner Beisetzung bei.

Die Herausgabe des 2020 in Frank-
reich erschienenen Tagebuchs ist ein be-
sonderes verlegerisches Verdienst. Mehr
als viele Elogen, Hymnen oder Analysen
gibt es Zeugnis von den Leistungen nicht
nur dieses dreieinhalb Jahrzehnte lang
führenden Funktionärs, sondern des fran-
zösischen Kommunismus und seiner in-
ternationalen Bedeutung. Leider ist die
deutsche Ausgabe, die im CommPress-
Verlag der DKP erschienen ist, mit klei-
neren Wermutstropfen verbunden. Die
ausführlichen Anmerkungen für franzö-
sische Leserinnen und Leser wurden
 lediglich übersetzt und nicht den Anfor-
derungen des deutschsprachigen Publi-
kums angepasst, was manchmal das Ver-
ständnis erschwert. Zudem sind einige
nicht schlüssig; beispielweise wird die
Ermordung Patrice Lumumbas 1961
 fälschlicherweise lediglich dem imperia-
len Handlanger Tshombé zugeschrieben
(S. 550). Die Abkürzungen werden zwar
im gesamten Buch korrekt wiedergege-
ben, auch jene der kommunis tischen Ge-
werkschaft CGT, nur justament die
Kommunistische Partei Frankreichs fir-
miert durchgehend nicht mit der auch in-
ternational gebräuchlichen Abkürzung
PCF, sondern als FKP. Und schließlich
könnten die Fotos und Zeitungsaus-
schnitte eine interessante Ergänzung der
Texte darstellen, ließe die Wiedergabe-
qualität nicht derart zu wünschen übrig.
Unabhängig davon stellt die Veröffent -
lichung dieses Tagebuchs auch in deut-
scher Sprache einen bedeutsamen Bei-
trag zum Verständnis des Kommunismus
im 20. Jahrhundert dar.

Karl WiMMler

Maurice Thorez: Tagebuch 1952–1964.
Essen: CommPress Verlag 2024 (UZ-
Edition), 878 S., 35 Euro
Bestellmöglichkeit: www.uzshop.de

Möglicherweise haben die gesundheit-
lichen Einschränkungen auch dazu bei-
getragen, dass seine Lektüre ungeheuer
umfangreich erscheint. In der Sowjetuni-
on hatte er in den Jahren 1939 bis 1944
Russisch gelernt und las bis an sein Le-
bensende Lenin im Original sowie Marx
und Engels in russischer Übersetzung.
Texte von Seneca, Tacitus oder Lukrez
befeuerten seine Versuche, mithilfe eines
Freundes Latein zu lernen, und bei
 seinen Lesenotizen finden sich unter an-
derem Werke von Spinoza, Diderot,
Blanqui, Saint-Just, Plechanow, aber
auch Goethe, Heine, Majakowski, Stefan
Heym oder Teilhard de Chardin.

Dieses außergewöhnliche kulturelle,
aber auch naturwissenschaftliche Inter-
esse materialisierte sich nicht nur in der
engen Beziehung zu Louis Aragon und
dessen Frau Elsa Triolet oder dem Physi-
ker und Nobelpreisträger Frédéric Joliot-
Curie, sondern am deutlichsten in seiner
Freundschaft mit Pablo Picasso. 1944
war dieser der PCF beigetreten, und das
Tagebuch zeugt von einer gegenseitigen
Wertschätzung, die ihresgleichen sucht.
Unzählige Einladungen, Gegeneinladun-
gen, Begegnungen bei gemeinsamen Es-
sen im jeweiligen Zuhause sind mehr-
mals jährlich dokumentiert. „Giotto der
erste, der den Raum <zeigte>“, notierte
er beispielsweise am 19. März 1956 nach
einem Besuch. Oder am 11. Dezember
1956: Picasso sei „zerknirscht“ gewesen,
weil er einer Erklärung von Intellektuel-
len und Künstlern gegen die sowjetische
Intervention in Ungarn die Zustimmung
erteilte, die er „nicht gelesen“ habe.

Als Picasso nach dem Tod Stalins für
die Sonderausgabe von „Les Lettres
Françaises“ ein Portrait des jungen
Dschughaschwili zeichnete, führte das

Maurice Thorez (1900–1964)
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Nils Klawitter: Die kleine Sache Wider-
stand. Wie Melanie Berger den Nazis
entkam. Wien: Czernin Verlag 2024,  
168 S., 22 Euro

Dieses Buch ist ein Ereignis, das be-
reits ehrfürchtig macht, bevor man

daraus eine Seite gelesen hat. Es geht um
Melanie Bergers Widerstandsgeschichte,
die sie in zahlreichen Interviews dem
Journalis ten Nils Klawitter erzählte und
die er im Anschluss daran zu Papier
brachte. Aber es geht auch darum, und
jetzt kommt das Ehrfurcht Erregende ins
Spiel, unter welchen Umständen dieses
lebensgeschichtliche Werk entstanden
ist. Die 1921 in Wien geborene Melanie
Berger-Volle (so ihr heutiger Name),
mittlerweile im 104. Lebensjahr, begann
Klawitter ihre Geschichte mitzuteilen,
als sie kurz davor war, in ihr dreistelliges
Lebensalter einzutreten. Sie ist vermut-
lich die letzte oder einer der letzten noch
lebenden  Résistancekämpferinnen. Sie
zählt zu den rund 3.000 deutschsprachi-
gen Mitgliedern des französischen
 Widerstands, deren Geschichten in den
letzten Jahren zwar mehr Aufmerksam-
keit erhalten  haben, die aber insgesamt in
vielen Aspekten noch weitgehend unbe-
kannt sind. Es ist das besonders Wert -
volle dieses Buches, ein weiteres Stück
bemalte Leinwand dem Monumentalbild
des Widerstandskampfes gegen den deut-
schen  Faschismus hinzugefügt zu haben.

Als der Faschismus besiegt war, zählte
Melanie Berger gerade einmal 23 Jahre
und konnte bereits auf ein  Leben zurück-
blicken, das voller Gewalt, Verzweif-
lung, Todesangst und Verlust erfahrung
war. Das  Coverbild des  Buches zeigt
Berger 1946 in Marseille als eine selbst-
bewusste Frau, die entschlossenen
Schrittes auf ein dem Betrachter unbe-
kanntes Ziel zusteuert. Hinter ihr lagen
zu diesem Zeitpunkt über zehn Jahre po-
litischer Widerstand. An dieser Stelle
werden sich manche LeserInnen wohl
fragen, wie eine 23-Jährige bereits zehn
Jahre politischen Widerstand leisten
konnte. Womöglich bleiben manche
auch beim Titel des Buches und dessen
Formulierung „Die kleine Sache Wider-
stand“ hängen, waren doch zehn Jahre
Widerstandshandeln gegen den Faschis-
mus keine Kleinigkeit. Und schon taucht
die Frage von Fremd- und Eigenwahr-
nehmung auf. Denn Melanie Berger hielt
ihre Geschichte sehr lange für zu unbe-
deutend, als dass es sich gelohnt hätte,
sie aufzuschreiben. Ihre Bescheidenheit
ist beschämend, etwa wenn sie über sich
sagt, dass sie ein „kleiner Tropfen“ in der

Doch nach dem „Anschluss“ Österreichs
im März 1938 wurde der Verfolgungs-
druck zu groß, nahm doch die Gestapo
die Gruppe schnell ins  Visier. Mit 16
Jahren begab sich Berger auf einen küh-
nen aber riskanten Fluchtweg. Sie nutzte
dabei den Umstand aus, dass Österreich
nun ein Teil des Deutschen Reiches war
und damit die Grenzkontrollen von
Österreich nach Deutschland entfielen.
So reiste sie unbehelligt durch Deutsch-
land in Richtung belgischer Grenze. Von
Aachen aus konnte sie mit Hilfe eines
Schleppers, dessen Annäherungsversu-
che sie resolut zurückwies, nach Belgien
entkommen. In Brüssel traf sie wieder
die Wiener Freunde der Revolutionären
Jugend. Nach einem längeren Aufenthalt
in Antwerpen erreichte sie im Frühjahr
1939 ihr Ziel Frankreich.

Nach Kriegsbeginn wurde Melanie
Berger von Paris nach Clermont-Ferrand
ausgewiesen, wo sie bei einem Arzt eine
Stelle als Dienstmädchen annahm. 1940
musste sie nach dem Einmarsch der
Wehrmacht in Frankreich in die un -
besetzte Zone, das so genannten Vichy-
Frankreich, fliehen, um sich dem Zugriff
der Nazis zu entziehen. Durch eine Reihe
von Zufällen konnten viele Mitglieder
der RKÖ in Montauban bei Toulouse un-
tertauchen. Dort war ein sozialistischer
Bürger meister im Amt, dessen Mitarbei-
ter Emigranten behilflich waren, eine
Unterkunft zu finden. Sie erhielten ein
Bauernhaus außerhalb von Montauban
und konnten sich als Revolutionäre
Kommunisten reorganisieren. Regel-
mäßig gaben sie Flugblätter und eine
Zeitschrift heraus. Da sie kein Verviel-
fältigungsgerät besaßen, tippte Melanie

Welle des Widerstands gewesen sei.
Möglicherweise hatte ihre Zurückhal-
tung auch mit ihrem zweiten Ehemann,
dem Journalisten Lucien Volle, zu tun,
der als Captain Lulu wichtige Operatio-
nen gegen die deutschen Besatzer leitete,
wohingegen sie „nur“ Kurierdienste aus-
führte. So ist es das besondere Verdienst
des Autors, Bergers Geschichte nun end-
lich erschlossen zu haben.

Melanie Berger war ein Kind des
 Roten Wiens, wo sie in einem sozial -
demokratischen Elternhaus in einem
 Gemeindebau in der Wohlmutstraße im
2. Bezirk aufwuchs. Die jüdischen Wur-
zeln ihrer Familie hatten keine große Be-
deutung für ihre Sozialisation, jedenfalls
berichtet sie darüber nichts. Für sie wur-
de stattdessen der Wunsch nach Vertei-
lungsgerechtigkeit zum zentralen Hand-
lungsmotiv. Ihr Gerechtigkeitssinn, der
sie ein Leben lang antrieb, entstand in
den Jahren des aufkommenden Austro -
faschismus, dessen Ziel es war, die Um-
verteilung von unten nach oben zu ver-
schärfen und die sich infolgedessen auf-
tuenden politischen Kämpfe mittels
 eines autoritären Nationalismus abzu-
würgen. Berger war ein aufgewecktes
Kind, das sich nicht mit einfachen Ant-
worten abspeisen ließ, sondern den Din-
gen auf den Grund ging. Diese Eigen-
schaften sind es, die sie zum Widerstand
bewegten. Am 12. Februar 1934, als sich
die österreichische Arbeiterschaft gegen
den Faschismus erhob, verteilte Melanie
mit zwölf Jahren Butterbrote an Schutz-
bündler, die auf der Barrikade standen.
Nach dem Aufstand verzierte sie mit
Freunden die Mauern des 2. Bezirks mit
Klebezetteln, die die Aufschrift „Nieder
mit dem Austrofaschismus“ trugen. Ihr
politisches Handeln nahm ihren Anfang.
Über einen Jugendfreund, Peter Strasser,
der nach 1945 Karriere in der SPÖ
machte, wurde sie politisiert, und sie
kam zu dieser Zeit auch mit kommunis -
tischen Jugendlichen in Kontakt. Als
sich während der Schauprozesse in
 Moskau eine kleine Gruppe mit der Be-
zeichnung Revolutionäre Kommunisten
Österreichs (RKÖ) von der KPÖ abspal-
tete, schloss sich Melanie Berger dieser
Gruppe an, die die Prozesse ablehnte und
im Umfeld der trotzkistischen IV. Inter-
nationale ihr politisches Zuhause fand.
Es sollte ihr Schicksal für die nächsten
Jahre werden, als Exilantin zusammen
mit ihren Gefährten durch Europa zu
 ziehen, immer auf der Flucht vor ihren
Häschern und immer im Engagement ge-
gen den Faschismus. Zunächst kämpfte
die Gruppe im Untergrund in Österreich.

Melanie Berger 1946 in Marseille
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antifaschistischen Widerstand erschlos-
sen und damit vor dem Vergessen be-
wahrt hat. Er hat Melanie Berger über
mehrere Jahre hinweg getroffen und ihre
Erinnerungen durchforscht. Es gehört
sehr viel Fingerspitzengefühl und Ein-
fühlungsvermögen dazu, einen Men-
schen dazu zu bringen, so tief in sein
 Leben blicken zu lassen. Auf diese Wei-
se ist es Klawitter gelungen, Bergers Ge-
schichte sehr detailreich zu erzählen.
Melanie Berger-Volle ist heute immer
noch aktiv. Mit über einhundert Lebens-
jahren tritt sie als Zeitzeugin in der Ge-
denkstätte zur Erinnerung an die Wider-
standskämpfer und Deportierten
während des Zweiten Weltkriegs in
Saint-Étienne auf, wo sie seit dem Tod
ihres Mannes in einem Seniorenheim
wohnt. Im Juni 2024 erregte Berger-
Volle große mediale Aufmerksamkeit,
als die 102-Jährige anlässlich der Olym-
pischen Spiele die olympische Fackel ein
Stück ihres Weges von Saint-Étienne in
Richtung Paris trug. Wenn sie heute nach
dem Grund ihrer Widerstandsarbeit ge-
fragt wird, was sehr oft geschieht, dann
gibt sie zur Antwort: „Nein sagen, wenn
es ungerecht wird.“

stefan Kraus

Besuch aus China. Dokumentarfilm,
Österreich 2024, Regie: Paul Rosdy, 
74 Minuten

Der Dokumentarfilm „Besuch aus
China“ handelt im Wesentlichen

von der Geschichte zweier Personen, die
beide bittere Erfahrungen mit Krieg und
Exil machen mussten: Ferdinand Adler
und Mingliang Sheng. Nach dem „An-
schluss“ Österreichs im März 1938 wa-
ren die Westmächte nicht mehr bereit,
jüdische oder links gesinnte Personen,
die aus Österreich flüchten mussten, auf-
zunehmen. Noch war die NS-Vernich-
tungsmaschinerie nicht angelaufen, und

die Vorlage in stundenlanger Arbeit bis
zu 100 Mal auf einer Schreibmaschine
ab, die zufällig in ihren Besitz gelangt
war. Doch gelang es Melanie Berger auf
 Dauer nicht, ihre Tätigkeit geheim zu
halten. Sie wurde im Jänner 1942 verhaf-
tet und im Dezember dieses Jahres zu 15
Jahren Haft verurteilt. Aber auch in die-
sem Fall hatte sie Glück im Unglück.
Berger entging der Auslieferung an die
Gestapo und wurde zunächst in Toulouse
und dann in Marseille eingesperrt. Ihr
Fluchtversuch während der Festnahme
scheiterte. Doch ihre Freunde konnten
sie aufspüren und durch eine gewagte
Aktion, an der vier Mitglieder der Grup-
pe teilnahmen, gelang es ihnen, Melanie
aus dem Gefängnis zu befreien. Als deut-
sche Beamte bzw. als Rot-Kreuz-
Schwes ter verkleidet gaben sie vor, Ber-
ger zu  einem Verhör abholen zu wollen.
Diese in mehreren Kapiteln dargestellten
Geschehnisse gehören zu den beein-
druckendsten Passagen des Buches. Be-
merkenswert ist diese Darstellung auch
deshalb, weil über erfolgreiche Gefäng-
nisausbrüche deutscher EmigrantInnen
in Frankreich wenig bekannt ist. Ledig-
lich der Massenausbruch von 35 deut-
schen Kommunis ten aus dem Geheim -
gefängnis in Castres im Jahr 1943 ist
ausführlich dokumentiert. Dass der
 Autor die Verhaftungs szene an den An-
fang seines Buches gestellt hat, unter-
streicht die Bedeutung dieses Hand-
lungsstrangs. Nach ihrer Flucht arbeitete
Berger bis zur Befreiung von Paris als
Kurierin für die Résistance.

An einer Stelle des Buches ist zu lesen,
dass Melanie Berger ganz schwindlig
wurde wegen der zahlreichen Zufälle
und des Glücks, das so zuverlässig zu ihr
zu kommen schien. Doch die Zeit des
Widerstands ging trotz der vielen glück-
lichen Wendungen nicht spurlos an ihr
vorbei. Sie erzählt, dass sie bis heute von
den schmerzhaften Erinnerungen an ihr
Widerstandshandeln verfolgt wird und
lange gebraucht hat, um mit diesem Alp-
druck zurechtzukommen. Nach der Be-
freiung 1945 versuchte sie, in ein bürger-
liches Leben zurückzukehren. Sie pen-
delte zwischen Paris und Wien und ver-
ließ Österreich ein zweites Mal und dann
für immer, als im Zuge der Restauration
in den 1950er Jahren HeimkehrerInnen
aus dem Exil als NestbeschmutzerInnen
gelten. Sie fand schließlich in Frankreich
ihr endgültiges Zuhause.

Dem Autor des Buches, der Spiegel-
Journalist Nils Klawitter, ist mit diesem
Werk etwas sehr Wichtiges gelungen,
weil er eine Lebensgeschichte aus dem

viele suchten verzweifelt nach Aus -
wegen, da sie genau erkannten, was im
Kommen war. Einer dieser Auswege war
Shanghai, eine damals dreigeteilte Stadt:
Neben der seit 1937 vom faschistischen
Japan besetzten chinesischen Zone
 waren da auch die so genannte „Interna-
tionale Niederlassung“, ein Konglomerat
aus der Kolonialzeit, da die Briten und
Amerikaner sich bei der Aufteilung der
Beute nicht einig geworden waren und
ihre Geschäfte kurzerhand zusammen-
legten, sowie die „Französische Konze -
ssion“, die sich in einem Anfall galli-
schen Nationalstolzes von der Internatio-
nalen Niederlassung abgespalten hatte.
Nachdem die Internationale Nieder -
lassung nicht ein direktes Kolonialgebiet
eines anderen Staates, sondern – zumin-
dest auf dem Papier – selbstverwaltet
war, war die Einreise noch möglich, und
so machten sich bis 1941 geschätzte
30.000 ÖsterreicherInnen und Deutsche
auf den Weg, zunächst mit dem Schiff
von Triest aus, nach Kriegsbeginn dann
mit der Transsibirischen Eisenbahn.

Einer von ihnen war Ferdinand Adler
(1903–1952), ein bekannter Geiger aus
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Wien. Er verlor keine Zeit und setzte sei-
ne Tätigkeit gleich nach seiner Ankunft in
Shanghai fort, spielte als Solist und in Or-
chestern und wurde schnell zu einer loka-
len Größe in der deutschsprachigen Exil-
gemeinde, die trotz widriger Umstände
ein reges Kultur- und Geistes leben ent-
wickelte. Er trat in Nachtklubs und Kon-
zerthallen auf, gab nebenbei Privatunter-
richt und stellte sich mit der japanischen
Marionettenregierung im besetzten China
gut, da diese viel von der Musiktradition
ihres deutschen Verbündeten hielt.

Nach Kriegsende engagierte sich Adler
im Musikausbildungsprogramm der
 Republik China, das versuchte, in einem
schwer gezeichneten und verarmten
Land ein bisschen Normalität herzustel-
len. Zu seinen Schülern zählten unter an-
derem Mingliang Sheng und dessen Bru-
der. 1947 kehrte Adler nach Wien
zurück, wo er seine Karriere fortsetzte
und zum Kapellmeister des Staatsopern-
orchesters aufstieg. 1952 starb er uner-
wartet an den Folgen eines vermutlich
stressbedingten Schlaganfalls. Seine
Frau zog mit ihrer Tochter Christina
nach Kufstein zu Verwandten.

Adlers Schüler Mingliang Sheng
(1932–2023) musste 1937 mit seiner
 Familie vor dem durch die japanische
Armee verübten Nanjing-Massaker
flüchten. Als sein Vater starb, wurde er

als Waise in das staatliche Musikaus -
bildungsprogramm aufgenommen, wo er
Essen und ein Dach über dem Kopf
 erhielt. Als Instrument wurde ihm die
Geige zugewiesen, obwohl er noch nie
zuvor eine solche gesehen oder gehört
hatte. Dennoch zeigte sich bald sein
 Talent, nach der Gründung der Volks -
republik China arbeitete er am Aufbau
des Zentralen Philharmonischen Orches -
ters mit. In seiner mehr als 40-jährigen
Laufbahn trug er wesentlich zur Schaf-
fung des Musikwesens im Neuen China
bei. Er starb 2023 an den Folgen einer
Corona-Infektion.

Shengs Sohn, Fang Sheng, folgte aus
Interesse an der Familiengeschichte den
Spuren seines Vaters bis nach Kufstein,
wo er auf Christina Adler traf. Mit die-
sem Treffen steigt der Film ein und
schildert, zusammen mit Bildern und
Aufnahmen aus der Vergangenheit, die
Zusammenkunft und die gemeinsame
Entdeckung und Aufarbeitung der geteil-
ten Geschichte. Dabei ist er manchmal
etwas langatmig, und aufgrund der Drei-
sprachigkeit (Deutsch, Englisch, Chine-
sisch) ist ihm phasenweise schwer zu
folgen. Insgesamt ist der Film aber
durchaus sehenswert und ein guter Bei-
trag zur Dokumentation der Geschichte
des österreichischen Exils in Shanghai.

Jonas Kraft

In eigener Sache

Die Mitteilungen der Alfred Klahr
Gesellschaft werden vier Mal jähr-

lich neben den Mitgliedern unserer
 Gesellschaft auch an zahlreiche Ins -
titutionen und Vereine, sowie an Perso-
nen im In- und Ausland, die an den unse-
ren Aktivitäten und Publikationen inter-
essiert sind, gesendet.

Aufgrund der gestiegenen Druck -
kosten und der höheren Posttarife sind
die  Kosten in den letzten Jahren stark ge-
stiegen. Angesichts der insgesamt
schwierigen finanziellen Situa tion bitten
wir all jene, die an einem Weiterbezug
der  Mitteilungen interessiert und nicht
 Mitglied sind, ein Jahres abonnement
zum Preis von  6,– Euro bzw. ein Förder-
abo in einer selbst zu bestimmenden
Höhe zu  lösen.

Sollten Sie Mitglied der AKG werden
wollen, so beträgt der Jahres beitrag 20,–
Euro. In diesem Fall bitte eine Nachricht
an klahr.gesellschaft@aon.at mit dem
Betreff „Mitgliedschaft“ senden.

Die KPÖ im Jahr der Befreiung

Vortrag von Dr. Manfred Mugrauer (Historiker)
Moderation: Martin Konecny (Bildungsreferent der KPÖ)

Mittwoch, 23. April 2025, 19.00
Saal der KPÖ, Drechslergasse 42, 1140 Wien


